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Grußworte4

Liebe Leserin, lieber Leser,

wie gelingt es, mehr Teilhabe, Selbstbestimmung und
Gleichstellung behinderter Menschen zum Wohle
aller in den verschiedenen gesellschaftlichen Berei-
chen zu verankern? 

Erste Antworten und Impulse gibt der vorliegende
Masterplan Inklusion. Er ist das Ergebnis eines Dis-
kussions- und Arbeitsprozesses im Werra-Meißner-
Kreis, an dem sich interessierte und engagierte
Betroffene sowie Menschen aus Interessensverbän-
den, Selbsthilfegruppen, Vereinen, Wohlfahrtspflege,
Politik, Wirtschaft und Verwaltung beteiligt haben. 

In vielen Bereichen haben wir uns bereits auf den
Weg gemacht, aber es gibt weitere Herausforderun-
gen und Erfordernisse. Dies zeigt der Masterplan auf
eindrückliche Weise. So sollten z. B. die Übergänge
von der Kindertagesstätte in die Schule so gestaltet
werden, dass eine lückenlose inklusive Bildung ge-
währleistet ist. Im Bereich Wohnen setzt eine Wahl-
möglichkeit unter verschiedenen Wohnformen die
Schaffung neuer dezentraler Angebote voraus. Für
eine Integration in den Arbeitsmarkt werden aufge-
schlossene Arbeitgeber benötigt, die Vorurteile über-
winden und geeignete Arbeitsplätze zur Verfügung
stellen. Für Vereine und Kulturschaffende bieten gute
Beispiele inklusiver Praxis wichtige Anregungen. 

Die Vielfalt, die durch das selbstverständliche Mit-
einander von Menschen mit und ohne Behinderung
entsteht, wird uns - nach meiner Überzeugung - alle
bereichern. Wichtig ist, dass wir uns mit Wertschät-
zung und Respekt begegnen. Das wir uns aber vor
allem auch einlassen auf die Veränderungen und stets
daran arbeiten, Mauern in den Köpfen verschwinden
zu lassen. Die guten Ideen und Beispiele sollten uns
anspornen, den Weg zu einem inklusiven Gemein-
wesen fortzusetzen und die UN-Behindertenrechts-
konvention mit Leben zu erfüllen.

Mein herzlicher Dank gilt
allen, die am Masterplan
mitgewirkt und sich mit
ihren jeweiligen Stärken
und Ressourcen eingebracht
haben. Besonders danke ich
dem Land Hessen, das uns
als eine von sechs hessi-
schen Modellregionen aus-
gewählt hat und in den
Jahren 2013 und 2014 fi-
nanziell unterstützt.

Ich freue mich auf engagierte Mitstreiterinnen und
Mitstreiter und die Umsetzung unserer ehrgeizigen
Ziele in die Praxis. Für die gemeinsame weitere Arbeit
wünsche ich uns allen Mut, Neugier, Freude und
einen langen Atem.

Stefan G. Reuß
Landrat

Grußworte
Landrat



Grußworte

Hessisches Sozialministerium, Stabsstelle UN-Behindertenrechtskonvention

Sehr geehrte Damen und Herren,

Teilhabe - Barrierefreiheit - Inklusion. Begriffe, die aus
der Sicht des Hessischen Sozialministeriums untrenn-
bar verbunden sind und unser aller Handeln fordern. 

Die Politik von und für Menschen mit Behinderun-
gen rückt immer mehr ins Zentrum von Gesell-
schaftspolitik. Gemäß der Schwerbehindertenstatistik
gilt schon heute jede zehnte Bürgerin,  jeder zehnte
Bürger in Hessen als „behindert“. Einschränkungen
der Motorik, des Sehens, des Hörens und des Ver-
stehens nehmen in Zuge des demografischen Wan-
dels zu und verlangen von uns Allen ein verändertes
Bewusstsein. 

Unsere Gesellschaft wird immer älter; sie schrumpft
zahlenmäßig und wird immer vielfältiger. Menschen
mit individuellen Einschränkungen erleben „Behin-
derung“ sehr häufig durch die Tatsache bestehender
Barrieren in unserer Umwelt. Die Fähigkeiten und Po-
tenziale von Menschen mit und ohne Handicaps ge-
winnbringend in die Fortentwicklung unserer
Gesellschaft einzubringen, ist das Ziel von „Inklu-
sion“. Dazu muss es jedoch gelingen, bestehende
Barrieren abzubauen. 

Im Januar 2013 haben Herr Sozialminister Stefan
Grüttner und sechs Modellregionen in Hessen Ziel-
vereinbarungen abgeschlossen, um ausgewählte
Aspekte von Teilhabe und Inklusion gemeinsam zu
erproben. Der Werra-Meißner-Kreis ist einer dieser
Modellregionen und hat sich zentral der Erstellung
eines Masterplans Inklusion angenommen. Damit
führt der Landkreis sein Konzept fort, sich für und
mit den Menschen der Region über Maßnahmen und
Ziele zu verständigen, die das gemeinsame Zusam-
menleben heute und in Zukunft bereichern können
und aus meiner Sicht auch werden.

Nach noch nicht einmal
einem Jahr ist es zu früh, ein
Fazit zu ziehen. Erkennbar ist
jedoch schon heute, welche
Dynamik der Prozess hier in
der Region entfaltet, wie Be-
gegnungen und Diskussio-
nen, Toleranz und
Bewusstsein befördern und
welche Erkenntnisse für die
Planung und Steuerung zu-
künftiger Maßnahmen und
Prozesse bereits bis heute gewonnen werden konnten. 

Aus der Sicht des Hessischen Sozialministeriums und
meiner persönlichen ist die Modellregion Werra-
Meißner schon heute ein „Erfolgsmodell“. Nicht weil
dort Inklusion ohne Probleme umgesetzt werden
könnte. Das Thema ist so vielschichtig und umfas-
send, dass es noch vieler Anstrengungen bedarf. Ein
Erfolgsmodell aber, weil hier und heute die Grund-
lage gelegt wird, um Bedingungen zu schaffen, die
das Zusammenleben von Menschen mit und ohne
Behinderungen fördern; gemeinsam und selbstbe-
stimmt, wie auch das Motto des Gesamtprozesses
lautet. 

Ich freue mich sehr, dass die Modellregion Werra-
Meißner eine der hessischen Modellregionen ist,
danke allen Beteiligten für ihr großes Engagement
und freue mich auf die weitere Zusammenarbeit.

Winfried Kron
Leiter der Stabsstelle UN-BRK
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Verein für Regionalentwicklung Werra-Meißner e.V.

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

im Jahre 2006 hat die Generalversammlung der Ver-
einten Nationen die UN-Konvention über die Rechte
von Menschen mit Behinderung verabschiedet. Sie
fordert die gleichberechtigte Teilhabe aller Menschen
am gesellschaftlichen Leben. 

Wir möchten in unserer Region inklusiv handeln und
planen. Wir möchten, dass alle Menschen, ob mit
oder ohne Handicap, gleichberechtigt mit ihren in-
dividuellen Fähigkeiten am gesellschaftlichen Leben
teilnehmen können.

Es gibt zahlreiche engagierte Akteure und Organisa-
tionen in unserer Region, die sich schon lange für
Menschen mit Handicap einsetzen. Wir haben uns
mit dem Masterplan auf den Weg gemacht, den Pro-
zess zur Inklusion zu stärken. Im Masterplan werden
Probleme aufgezeigt, Analysen bewertet und Lö-
sungsansätze beschrieben. Nun geht es um die Um-
setzung. In den einzelnen Lebensbereichen wie
Wohnen, Arbeiten, Schulen, Kindertagesstätten und
auch Kultur und Freizeit sind Maßnahmen und Pro-
jekte geplant, die einen wesentlichen Beitrag zur In-
klusion leisten. Diese gilt es umzusetzen und weiter
zu entwickeln. Die baulichen und besonders die zahl-
reichen unsichtbaren Barrieren gilt es Stück für Stück
abzubauen. Hierfür gibt es zahlreiche gute Beispiele,
die im Masterplan beschrieben sind. Sie reichen von
gemeinsamen Fußballspielen bis hin zum Arbeiten im
‚Lädchen für alles‘. 

Inklusion braucht Toleranz,
Sensibilität, Annährung und
Zeit. Wir haben uns auf den
Weg gemacht!

Ich möchte mich für die Be-
gleitung des Hessischen So-
zialministeriums und die
außerordentliche Unter-
stützung des Büros Gertz,
Gutsche und Rümenapp
sowie proloco mit Herrn Dr.
Glatthaar bedanken.

Ganz besonders möchte ich mich bei den vielen en-
gagierten Akteuren mit und ohne Handicap, aus den
unterschiedlichsten Bereichen, bedanken, die ge-
meinsam den Masterplan erarbeitet haben. Ich freue
mich auf die nächsten Schritte und auf die Projekte,
die umgesetzt werden.

Helga Kawe
Vorsitzende des Vereins für 
Regionalentwicklung Werra-Meißner e.V.



Der vorliegende Masterplan Inklusion ist das Ergeb-
nis eines ersten Diskussions- und Arbeitsprozesses im
Werra-Meißner-Kreis, der die aktuelle Situation von
Menschen mit Behinderungen analysiert und Visio-
nen und Handlungsempfehlungen für die Zukunft
und für alle Menschen entwickelt. Der Masterplan
Inklusion wird der Öffentlichkeit am 19. November
2013 im Rahmen einer Veranstaltung von Menschen,
die am Prozess beteiligt waren, vorgestellt. Eine Ver-
sion in leichter Sprache gibt es ebenso.

Warum ein Masterplan Inklusion?

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die
Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-Be-
hindertenrechtskonvention) ist 2009 in Deutschland
in Kraft getreten und dient der Umsetzung und dem
Schutz von Menschenrechten. Leitbild der UN-Behin-
dertenrechtskonvention ist eine inklusive Gesellschaft,
in der Menschen mit Behinderungen nicht ausgegrenzt
werden oder sich anpassen müssen, sondern in der
sich die verschiedenen gesellschaftlichen Bereiche

nach den Bedürfnissen der Menschen mit Behinde-
rungen richten. Das Thema Inklusion trifft deshalb jede
und jeden von uns und spricht unterschiedliche Le-
bensbereiche an: Betreuung, Bildung, Ausbildung, Ar-
beit, Wohnen, Freizeit, Kultur und vieles andere mehr. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention mit ihren
allgemeinen Grundsätzen im Artikel 3 bildet
daher auch die Leitlinie unserer Arbeit:

- die Achtung der Würde, Autonomie, Selbstbe-
stimmung von Menschen mit Behinderungen,

- die Nichtdiskriminierung,
- die volle Teilhabe und Einbeziehung in die 

Gesellschaft,
- die Achtung der Unterschiedlichkeit und 

Akzeptanz der Vielfalt,
- die Chancengleichheit,
- die Barrierefreiheit,
- die Gleichberechtigung von Mann und Frau und
- die Achtung der Fähigkeiten von Kindern mit 

Behinderungen und ihres Rechts auf Wahrung 
ihrer Identität.
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Der Bund, die Länder und einige wenige Kommunen
und Landkreise haben entsprechende Aktionspläne
entwickelt und damit erste Grundlagen auf dem Weg
hin zu einem inklusiven Gemeinwesen geschaffen.
Unser Aktionsplan im Werra-Meißner-Kreis heißt
Masterplan Inklusion und reiht sich damit in eine
durch den Demografieprozess im Werra-Meißner-
Kreis begonnene Arbeit im Rahmen von „Region hat
Zukunft“ ein.

Der Werra-Meißner-Kreis begreift das Thema Inklu-
sion zum einen als ein Querschnittsthema in der ei-
genen Verwaltung und versteht sich zum anderen im
Rahmen von Sozialplanung und Regionalentwicklung
als ein koordinierender Akteur und Impulsgeber. In-
tention war und ist es, zu informieren und im Rah-
men eines breit angelegten Prozesses, geprägt von
Partizipation und Lernorientierung, möglichst viele
Menschen einzubeziehen und mitzunehmen. Das ist
zweifelsohne eine große Herausforderung. 

Das Thema Inklusion betrifft nahezu alle gesell-
schaftlichen Bereiche und ist sehr komplex. Mit dem
vorliegenden Masterplan können erste Anstöße ge-
geben werden, um vor allem auch weitere Diskussi-
onsprozesse in Gang zu setzen. Gerade dort, wo die
Menschen leben und die Sozialräume gestaltet wer-
den, in den Gemeinden und in den Stadtteilen, lie-
gen aus unserer Sicht wesentliche Ansatzpunkte. 

Gelingt Inklusion, wird die Gesellschaft bereichert!
Es braucht eine gegenseitige Wertschätzung aller
Menschen mit ihren unterschiedlichen Fähigkeiten
und Einschränkungen sowie Toleranz und Solidarität
in der Gesellschaft! Daran sollten wir gemeinsam
weiter arbeiten.

Ilona Friedrich
Werra-Meißner-Kreis
Fachbereich Jugend, Familie, Senioren und Soziales
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Landrat Stefan Reuß hat 2011 Vertreterinnen und
Vertreter der verschiedenen Einrichtungen der Be-
hindertenhilfe sowie Führungskräfte aus der Verwal-
tung zum Austausch über Wege der Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention eingeladen. Der
damit eröffnete Dialog diente zu einer ersten Be-
standsaufnahme zur aktuellen Situation in der Region
und mündete in der einvernehmlichen Zielsetzung,
das Thema in der Arbeitsgruppe Soziale Infrastruktu-
ren im Rahmen von „Region hat Zukunft“ unter dem
gemeinsamen Dach vom Verein für Regionalentwick-
lung (VfR) und dem Werra-Meißner-Kreis weiter zu
bearbeiten und den Masterplan Daseinsvorsorge um
den Masterplan Inklusion zu erweitern. Die Men-
schen als Experten ihrer eigenen Sache zu beteiligen,
ist für uns bei der Gestaltung der demografischen Ent-
wicklung selbstverständlich geworden. Aufbauend auf
dort geschaffene Kontakte und Erfahrungen konnten
viele Personen umfassend am Prozess und den zu tref-
fenden Entscheidungen beteiligt werden.

Das geplante Vorhaben, die Entwicklung eines Ma-
sterplans Inklusion, hat  Landrat Stefan Reuß beim 2.
Tag der Menschen mit Behinderungen am 17. August
2012 im Hessischen Landtag erstmals einem größe-
ren Publikum vorgestellt und diskutiert.

Wir haben mit den Beratungen zum Masterplan In-
klusion 2012 begonnen und zunächst Arbeitsstruk-
turen aufgebaut. Für die Themen „Kindertagesstätten
und Schulen“, „Kultur und Freizeit“, „Wohnen und
Sozialraum“ sowie „Teilnahme am Arbeitsleben“ wur-
den weitere Arbeitsgruppen gebildet, für die jeweils
zwei verantwortliche Personen die Koordination über-
nommen haben. Eine Bündelung der Arbeitsergeb-
nisse unter dem Dach von „Region hat Zukunft“ findet
in der seit 2009 bestehenden Arbeitsgruppe Soziale
Infrastrukturen statt. Verlässlichkeit und Kontinuität
in der Beteiligung sowie ein gemeinsam abgestimm-
ter Arbeitsplan waren gute Voraussetzungen für den
erfolgreichen Arbeitsprozess. Am Anfang unserer in-
haltlichen Arbeit stand die Analyse der Daten und
Fakten. Dem schlossen sich Beratungen über Bedarfe,
Handlungsstrategien und Visionen an. Parallel wurde
an Projektideen gearbeitet und bereits erste Projekte
entwickelt. Professionelle Unterstützung haben wir
hierbei erfahren durch Herrn Dr. Michael Glatthaar
vom Unternehmen proloco.

In den vier Arbeitsgruppen „Kindertagesstätten und
Schulen“, „Wohnen“, „Arbeiten“, „Freizeit und Kul-
tur“ sowie der koordinierenden Arbeitsgruppe So-
ziale Infrastrukturen arbeiten ca. 60 bis 80 Personen
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am Masterplan Inklusion. Flankierend wird die Öf-
fentlichkeit sowie politisch Verantwortliche über den
im Werra-Meißner-Kreis stattfindenden Prozess auf
dem Weg zu einem inklusiven Gemeinwesen über
Pressearbeit, durch Newsletter sowie Berichte in Ver-
waltungsgremien und der Politik informiert. Mit der
Ausrichtung des jährlich vom Werra-Meißner-Kreis
verliehenen Sozialpreises auf Inklusionsprojekte für
die Jahre 2013 und 2014 werden engagierte Men-
schen und gute Projekte inklusiver Praxis ausge-
zeichnet und bekannt gemacht. Darüber hinaus
werden bewährte Projekte, wie z. B. das Zirkuspro-
jekt der Jugendförderung, neu ausgerichtet auf Kin-
der mit und ohne Handicap.

Modellregion Werra-Meißner

Zur weiteren Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention hat die Hessische Landesregierung be-
schlossen, Modellregionen einzurichten, die konkrete
Maßnahmen zum Abbau noch bestehender Barrie-
ren erproben und ergreifen sollen. 

Der Werra-Meißner-Kreis ist neben den Landkreisen
Groß-Gerau, Gießen, Lahn-Dill und den Städten Wies-
baden und Hochheim eine Modellregion in Hessen ge-
worden, die sich in den Jahren 2013 und 2014 dem
Thema „Inklusion“ in besonderer Weise stellen. In
dem Bewusstsein, dass die Landkreise, kreisfreien
Städte sowie Städte und Gemeinden in Hessen beste-
hende Problemlagen am besten erkennen und besei-
tigen können, wurden Zielvereinbarungen zwischen
der Hessischen Landesregierung, vertreten durch das

Hessische Sozialministerium und den kommunalen
Gebietskörperschaften geschlossen. Die Ziele und In-
halte der Vereinbarung orientieren sich am Hessischen
Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention und beziehen dabei ausdrücklich re-
gionale Vorgaben sowie Planungen mit ein.

Im Januar dieses Jahres wurden eine entsprechende
Zielvereinbarung zwischen dem Hessischen Sozial-
ministerium und dem Werra-Meißner-Kreis unter-
zeichnet und Fördergelder zur Verfügung gestellt.
Neben der Erstellung des Masterplans stellt die In-
itiierung, Konzeptionierung und Durchführung von
innovativen Projekten aus den Bereichen „Wohnen,
Freizeit und Kultur“ ein Schwerpunkt dar. 

Ein regelhafter Austausch zwischen dem Land Hes-
sen und den Modellregionen findet über sogenannte
Zielsteuerungsdialoge statt, in denen kurz-, mittel-
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und langfristige Ziele und Maßnahmen abgestimmt
und festlegt sowie überprüft und fortgeschrieben
werden. 

Auftaktveranstaltung

„Miteinander für einander“ war das Motto der Start-
veranstaltung zum Masterplan Inklusion am 12. April
2013 im E-Werk in Eschwege. Ziel der Veranstaltung
war es, Menschen mit und ohne Behinderungen aus
der Region zusammen zu bringen, zu informieren, In-
teresse zu wecken für die gemeinsame Gestaltung
eines inklusiven Gemeinwesens, sich über Stand-
punkte auszutauschen und erste Projektideen zu
sammeln. 

130 Personen aus Politik, Wirtschaft, Gesundheits-
wesen, Verwaltung, Wohlfahrtsverbänden, Interes-
sens- und Selbsthilfegruppen, aber auch interessierte
Bürgerinnen und Bürger haben an der Veranstaltung
teilgenommen. Sie haben ihre Ideen zur Sprache ge-
bracht und gemeinsam an Strategien für einen inklu-
siven Sozialraum gearbeitet.

Die Veranstaltung hat eindrucksvoll gezeigt: vorhan-
dene Barrieren können am besten die benennen, die
eine Barriere wahrgenommen haben – Betroffene

Bürgerinnen und Bürger, behinderte Menschen und
Angehörige.

Modellprojekte stellen sich beim 3. Tag
der Menschen mit Behinderungen im
Hessischen Landtag vor

Am 3. Tag der Menschen mit Behinderungen in Hes-
sen hat der Werra-Meißner-Kreis seine Aktivitäten
im Bereich Inklusion einem breiten Publikum im Hes-
sischen Landtag vorgestellt.

Als erstes erfolgreiches Projekt im Werra-Meißner-
Kreis konnte Landrat Stefan Reuß in Wiesbaden von
dem Zirkusprojekt Fantasia der Jugendförderung be-
richten, an dem Kinder mit und ohne Handicap mit
großem Spaß in den Sommerferien teilgenommen
haben. Einen überaus gelungenen Abschluss des in-
klusiven Zirkusprojektes bildete die Aufführung im
Rahmen des Open Flair Festivals mit 500 Zuschauern.

Weiterhin konnten erste Ergebnisse aus den Arbeits-
gruppen zu Bedarfen, Handlungsempfehlungen und
konkreten Umsetzungsideen von Vertreterinnen und
Vertreter aus den Arbeitsgruppen anhand von Plaka-
ten präsentiert werden. 

2. Prozessbeschreibung12



3.1 Daten und Fakten
Das Büro Gertz Gutsche Rümenapp wurde beauf-
tragt, Grundlagendaten, die beim Werra-Meißner-
Kreis sowie bei entsprechenden Trägern vorliegen,
für die Unterstützung der Diskussionen im Rahmen
des Prozesses aufzubereiten und eine Vorausschät-
zung der künftigen Anzahl der Menschen mit Behin-
derung zu erarbeiten.

Ein zentrales Ziel der Arbeitsgruppe Soziale Infra-
strukturen war es, zu ermitteln, wie viele Menschen
mit einer Behinderung in den einzelnen Teilräumen
des Werra-Meißner-Kreises leben. Für die Beant-
wortung der Frage konnten zwei Datenquellen her-
angezogen werden:

• Daten des Regierungspräsidiums Gießen 
(RP Gießen)

• Daten der Eingliederungshilfe

Beide Datenquellen umfassen Menschen mit Behinde-
rung, jedoch unterscheiden sie sich in ihrer Grundge-
samtheit. Während die Daten der Eingliederungshilfe
ausschließlich Zahlen zu den Leistungsbeziehern der
Eingliederungshilfe auf Basis von Daten des Landes-

wohlfahrtsverbandes sowie des Werra-Meißner-Krei-
ses beinhalten, werden vom Regierungspräsidium Gie-
ßen alle Menschen berücksichtigt, die eine festgestellte
Behinderung aufweisen (Abbildung 1).

Insgesamt wurde im Jahr 2012 bei 25.841 Menschen
im Werra-Meißner-Kreis eine Behinderung festge-
stellt. 14.975 davon wiesen eine schwere Behinde-
rung auf, wovon 11.862 wiederum einen
Behindertenausweis besitzen.

Die Gruppe der Leistungsbezieher der Eingliede-
rungshilfe umfasst 1.018 Personen, von denen 896
Menschen beim überörtlichen Träger (Landesverwal-
tungsamt) erfasst sind, 118 Kinder, Jugendliche und
junge Volljährige Leistungen nach § 35a SGB VIII
sowie vier Menschen das persönliche Budget nach
§§ 53, 57 SGB XII bzw. § 17 SGB IX erhalten. Damit
sind deutlich weniger Personen in Leistungsbezug der
Eingliederungshilfe als Personen, bei denen eine Be-
hinderung festgestellt wurde. Wie in Abbildung 1
deutlich wird, handelt es sich bei den Personenkrei-
sen nicht um voneinander unabhängige Personen-
kreise (also nicht „entweder festgestellte
Behinderung oder Leistungsbezug im Rahmen der
Eingliederungshilfe“). Vielmehr gibt es Schnittmen-
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gen zwischen den Personenkreisen, also Menschen,
für die eine Behinderung festgestellt wurde und die
außerdem Leistungen im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe beziehen. Die Anzahl dieser Gruppe ist je-
doch auf Basis der vorliegenden Daten nicht zu
quantifizieren.Im Folgenden soll etwas näher auf
beide Grundgesamtheiten eingegangen werden.

Menschen mit einer 
festgestellten Behinderung

Der Datensatz des Regierungspräsidiums Gießen um-
fasst alle Menschen, bei denen eine Behinderung
festgestellt wurde.
Abbildung 2 zeigt die Anzahl der Menschen mit einer

festgestellten Behinderung (Stand:
2012) nach Altersklassen und Schwere
der Behinderung. Dabei wird deutlich,
dass ein Großteil der Menschen mit
Behinderung älter als 50 Jahre, fast die
Hälfte der Menschen mit Behinderung
älter als 65 Jahre ist. Außerdem zeigt
sich, dass mit zunehmendem Alter
auch der Anteil der Menschen mit
einer festgestellten schweren Behin-
derung an allen Menschen mit einer
festgestellten Behinderung je Alters-
klasse zunimmt.
Abbildung 3 zeigt den Anteil der
Menschen mit einer festgestellten Be-
hinderung an der Gesamtbevölkerung
an der jeweiligen Altersklasse. In Ana-
logie zum Vorherigen wird sichtbar,
dass der Anteil der Menschen mit
einer festgestellten Behinderung an
allen Menschen der jeweiligen Alters-
klasse mit zunehmendem Alter an-
wächst. Während die Anteile bei den
Kindern, Jugendlichen und jungen
Volljährigen sehr gering sind und
sogar für die Altersklassen bis 40 bei
unter 10 Prozent bleiben, wurde für
mehr als 40 Prozent der 51- bis 65-
jährigen und sogar rund die Hälfte der
über 65-jährigen eine Behinderung
festgestellt.

Zur besseren Einordnung dieser Aus-
wertungsergebnisse werden nun die
Zahlen des Werra-Meißner-Kreises
mit den Zahlen für das Land Hessen
verglichen. Dabei wird deutlich, dass
die Gesamtbevölkerung des Werra-
Meißner-Kreises im Vergleich zum
Land „älter“ ist: Die Anteile der Men-
schen in den Altersklassen bis unter
45 Jahre sind im Werra-Meißner-
Kreis durchgehend geringer, die der
Menschen in den Altersklassen 45

Jahre und älter durchgehend höher als in Hessen. Be-
sonders auffällig ist der Unterschied in der Alters-
klasse 65 Jahre und älter: Hier ist der Anteil der
entsprechenden Altersklasse um rund 5 Prozent-
punkte höher als im Land.

Beim Vergleich der Anzahl der Menschen mit einem
Schwerbehindertenausweis zeigt sich, dass deren
Anteil im Werra-Meißner-Kreis mit 11,6 Prozent
höher ist als im Land Hessen (9,9 Prozent). Dies
schlägt sich in einem höheren Anteil in nahezu allen
Altersklassen nieder. In der Altersklasse 65 Jahre und
älter liegt der Anteil der Menschen mit Schwerbe-
hindertenausweis sowohl im Werra-Meißner-Kreis als
auch im Land Hessen mit rund 25 Prozent in etwa
auf gleicher Höhe (vgl. Abbildung 4). Anzunehmen
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Abbildung 1: Schema zu den zwei in der Arbeitsgruppe verwendeten Grundgesamtheiten

Abbildung 2: Anzahl der Menschen mit einer festgestellten Behinderung nach Altersklassen
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Abbildung 3: 

Anteil der Menschen mit einer 
festgestellten Behinderung an 
der Gesamtbevölkerung nach 

Altersklassen

Abbildung 4a:

Altersstruktur der Bevölkerung 
und Anteil der Menschen mit 

Schwerbehindertenausweis im 
Werra-Meißner-Kreis und in 

Hessen im Vergleich

Abbildung 4b:

Altersstruktur der Bevölkerung 
und Anteil der Menschen mit 

Schwerbehindertenausweis im 
Werra-Meißner-Kreis und in 

Hessen im Vergleich



ist, dass vollstationäre Einrichtungen im Kreisgebiet
Einfluss auf die Anteilsgrößen haben.

Darüber hinaus wurden Untersuchungen auf Ebene
der Städte und Gemeinden durchgeführt. Im Ergebnis
weisen meist die bevölkerungsreichen Kommunen
eine verhältnismäßig hohe Zahl von Menschen mit
einer festgestellten Behinderung auf. Des Weiteren
kam heraus, dass sich der Anteil der Menschen mit
einer festgestellten Behinderung auf Ebene der Städte
und Gemeinden nicht signifikant unterscheidet und
zwischen 21 und etwas mehr als 28 Prozent liegt (Ab-
bildung 5).

Menschen mit 
Leistungsbezug in 
der Eingliederungshilfe
Dieses Kapitel beschäftigt sich mit der
Grundgesamtheit der Leistungsbezie-
her der Eingliederungshilfe. Abbildung
6 zeigt die im Werra-Meißner-Kreis im
Rahmen der Leistungserbringung für
Menschen in der Eingliederungshilfe
aktiven Träger.

Der orangefarbene Kreis soll ver-
deutlichen, dass nur ein Teil der
Menschen in der Eingliederungshilfe
bei den entsprechenden Trägern Lei-
stungen nutzen (und die Schnitt-
menge für wie viele dieser
Menschen eine Behinderung festge-
stellt wurde, nicht quantifiziert wer-
den kann).

Abbildung 7 zeigt die Klassifizierung
der Menschen in der Eingliederungs-
hilfe nach Behinderungsarten. Knapp
die Hälfte der Menschen in der Ein-
gliederungshilfe haben im Werra-
Meißner-Kreis im Jahr 2012 eine
geistige Behinderung, 35 Prozent
eine seelische Behinderung, 9 Pro-
zent sind suchtkrank und 7 Prozent
körperlich behindert. Die Behinde-
rungsart von 1 Prozent der Men-
schen in der Eingliederungshilfe war
auf Basis der Grundlagendaten nicht
eindeutig zuzuordnen. Insgesamt
umfasst der Personenkreis der Lei-
stungsbezieher eine Gruppe von
1.018 Menschen mit Behinderung.

Eine altersdifferenzierte Auswertung
der Eingliederungsdaten zeigt, dass
Leistungen der Eingliederungshilfe –
insbesondere auch im Bereich der
seelischen Behinderung – von Men-

schen in der zweiten Hälfte des erwerbsfähigen Alters
in Anspruch genommen werden.

Darüber hinaus wird deutlich, dass ein Großteil der
Kinder und Jugendlichen in der Eingliederungshilfe
von einer seelischen Behinderung betroffen sind
(§ 35a SGB VIII). Die Anzahl der Menschen mit einer
körperlichen Behinderung in der Eingliederungshilfe
nimmt mit steigendem Lebensalter bis zum Alter von
65 Jahren zu.

Werden nun die Zahlen der Leistungsbezieher nach
Behinderungsart im Zeitverlauf von 2009 bis 2012 be-
trachtet, so zeigt sich folgendes Bild (Abbildung 8):
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Abbildung 5: Anteil der Menschen mit einer  festgestellten Behinderung an der Gesamtbe-
völkerung nach  Altersklassen
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Abbildung 6:

Schema zu den Trägerdaten 
der Eingliederungshilfe

Abbildung 7:  

Anzahl der Menschen in der 
Eingliederungshilfe im 
Werra-Meißner-Kreis 

nach Behinderungsart

Abbildung 8:  

Entwicklung der Anzahl 
der Menschen in der 

Eingliederungshilfe 
2009 bis 2012 nach 
Behinderungsarten



• Die Anzahl der Menschen mit geistiger Behinde-
rung ist in den vergangenen Jahren mit etwa 
+3 Prozent vergleichsweise konstant geblieben,

• die Anzahl der Menschen mit seelischer Behin-
derung (+18 Prozent) und Suchterkrankungen
(+60 Prozent) sind stark angestiegen, dieser
starke Anstieg wird vor allem mit einer im Jahr
2011 eröffneten Einrichtung für Menschen mit
einer Suchterkrankung in Herleshausen-Wommen
in Zusammenhang gebracht,

• ebenso lässt sich für die Entwicklung der 
Anzahl der Menschen mit einer körperlichen 
Behinderung ein deutlicher Anstieg um rund 
1/3 ablesen.

Diese Entwicklungen sind sicherlich
zum Teil mit der Alterung der Be-
völkerung in Zusammenhang zu
bringen und – vor allem im Bereich
der Menschen mit Suchterkrankung
und der Menschen mit körperlichen
Behinderung – aufgrund der gerin-
gen Fallzahlen nur wenig belastbar
(Eröffnung der Einrichtung für Men-
schen mit einer Suchterkrankung in
Herleshausen-Wommen).
Bei allen Interpretationen muss je-
doch beachtet werden, dass die
Daten der Eingliederungshilfe (anders
als die Zahlen des Regierungspräsidi-
ums Gießen) nach Herkunftsort und
nicht nach Wohnort aufgeführt wer-
den. Mit anderen Worten zeigen
die Daten der Eingliederungshilfe
alle Leistungsbezieher, die in der
Zuständigkeit des Werra-Meißner-
Kreises liegen - von denen jedoch
nicht alle im Werra-Meißner-Kreis
leben.

Wie Abbildung 9 zeigt, erhalten
knapp 200 Menschen mit geistiger
Behinderung Leistungen der Einglie-
derungshilfe außerhalb des Werra-
Meißner-Kreises.
Anteilig ist die Anzahl derjenigen, die
Leistungen nicht im Werra-Meißner-
Kreis erhalten - trotz vergleichsweise
geringer Fallzahlen - im Bereich der
körperlichen Behinderung sowie der
Suchterkrankungen hoch. 

Ein Großteil der Leistungsberechtig-
ten mit seelischer Behinderung er-
halten Leistungen innerhalb des
Werra-Meißner-Kreises.

Wie Abbildung 10 zeigt, ist die An-
zahl der Leistungsberechtigten in der

Eingliederungshilfe in den vergangenen Jahren in na-
hezu allen Altersklassen angestiegen. Ein besonders
deutlicher Anstieg der absoluten Zahlen ist für die Al-
tersklasse der 51- bis 65-jährigen zu konstatieren.

Ausnahmen bilden
• die Altersklasse der 31- bis 40-jährigen mit
einem Rückgang der absoluten Zahlen sowie 

• die Altersklasse der über 65-jährigen mit einer
vergleichsweise konstanten Entwicklung auf
niedrigem Niveau.

Der geringe Anteil in der Altersgruppe der über 65-
jährigen ist auf die Systematik der Hilfegewährung zu-
rück zu führen, Eingliederungshilfe werden zur
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Abbildung 9:  Anzahl der Leistungsberechtigten nach Betreuungsort

Abbildung 10:  Entwicklung der Anzahl der Leistungsberechtigen 2009 bis 2012 nach
Altersklassen



Eingliederung in das Berufsleben gewährt und schlie-
ßen ältere Personen weitgehend aus.

Insgesamt ist ein Anstieg um rund 10 Prozent inner-
halb von nur drei Jahren zu identifizieren.

Werden nun die sich zeitgleich vollzogenen alters-
strukturellen Verschiebungen der Bevölkerungs-
struktur im Werra-Meißner-Kreis herausgerechnet,
indem die Anzahl der Leistungsberechtigten in der
Eingliederungshilfe auf jeweils 1.000 Einwohner der
Altersklasse bezogen werden (Abbildung 11), so
zeigt sich, dass

• auch anteilig in (fast) allen Alters-
klassen ein Anstieg zu verzeichnen
ist, 

• der Anteil der Leistungsberechtig-
ten im Alter von 31 bis 40 Jahre
(für die ein Rückgang der absoluten
Zahl errechnet wurde) konstant
bleibt.

• und schließlich auch insgesamt
die Anzahl der Leistungsberechtig-
ten je 1.000 Einwohnerinnen und
Einwohner seit 2009 gestiegen ist.

3.2 Wohnen und 
Arbeiten

Die folgenden Daten zum Themen-
bereich Wohnen und Arbeiten ba-
sieren sowohl auf dem Datensatz der
Eingliederungshilfe als auch auf den
Trägerdaten (Aufwind, Hephata, Kli-
nikum Eschwege, Lichtenau e. V.,
Phönix und Werraland Werkstätten).

Auswertung der Daten 
der Eingliederungshilfe

Abbildung 12 zeigt die Anteile der
Empfängerinnen und Empfänger
von Leistungen der Eingliederungs-
hilfe nach Behinderungsart und
Wohnform:

• Von den Bewohnern in vollstatio-
nären Einrichtungen haben rund 56
Prozent eine geistige Behinderung.

• 43 Prozent der Menschen im 
Betreuten Wohnen sind Menschen
mit seelischer Behinderung.

• Rund 1/3 der Menschen im 
Betreuten Wohnen sind Menschen mit 
geistiger Behinderung. 

Sowohl im vollstationären als auch im Betreuten
Wohnen zeigt sich in den letzten Jahren ein Anstieg
der Anzahl der Leistungsempfängerinnen und Lei-
stungsempfänger.

Abbildung 13 zeigt die Anteile der Empfängerinnen
und Empfänger von Leistungen der Eingliederungs-
hilfe nach Behinderungsart und Tagesstrukturange-
boten (WfbM, Tagesstätten und Persönliches Budget)
differenziert. Da die Fallzahl für eine Differenzierung
nach Behinderungsart bei den Tagesstätten und den
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Abbildung 11:  Entwicklung der Anzahl der Leistungsberechtigten nach Altersklassen
je 1.000 Einwohnerinnen und Einwohner

Abbildung 12: Empfängerinnen und Empfänger von Eingliederungshilfe nach Leistungs-
art und Wohnform
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Abbildung 13:

Empfängerinnen und Empfänger 
von Eingliederungshilfe nach 
Leistungsart - nur Tagesstruktur

Abbildung 14:

Empfängerinnen und Empfänger 
von Eingliederungshilfe nach 
Leistungsart - § 35a Kinder, 
Jugendliche und junge 
Volljährige (SGB VIII)

Abbildung 15:  

Definition von Grundgesamtheiten



Empfängerinnen und Empfänger des Persönlichen
Budgets zu gering sind, kann an der Stelle lediglich
eine Aussage zu den WfbM gemacht werden. Mit 74
Prozent ist der Anteil der WfbM-Leistungsbezieher,
die eine geistige Behinderung aufweisen, am größten.
20 Prozent der Beschäftigten innerhalb einer WfbM
haben eine seelische Behinderung. 2 Prozent haben
eine Suchtkrankheit und 5 Prozent sind aufgrund der
Datenstruktur und des Datenschutzes keiner Behin-
derungsart zuordenbar.
Anders als bei den Wohnformen lässt sich für die An-
gebote der Tagesstruktur keine eindeutige Tendenz
zu einem Anstieg der Fallzahlen in den letzten Jahren
ableiten. Dies gilt sowohl für die WfbM als auch die
Tagesstätten und Bezieher des Persönlichen Budgets.

Die vergleichsweise hohe Konstanz der Empfänge-
rinnen und Empfänger von Eingliederungshilfen in
den Tagesstruktureinrichtungen ist auf die Anzahl der
genehmigten Plätze zurück zu führen. Die von ver-
schiedenen Träger geschaffenen Beschäftigungsver-
hältnisse (siehe Kapitel Arbeit)
außerhalb der Werkstätten zeigen, dass
für die steigende Zahl der Empfängerin-
nen und Empfänger der Eingliederungs-
hilfe weitere Angebote geschaffen
wurden und somit durch Inklusion die
Anzahl an Beschäftigungsverhältnissen
gesteigert wurden.

Abbildung 14 zeigt für die § 35a Kinder,
Jugendlichen und jungen Volljährigen,
wie bei den anderen Folien davor, eine
Verteilung der Fallzahlen für ambulante
und stationäre Betreuung nach Behin-
derungsart und eine Entwicklung der
Gesamtzahlen in den letzten Jahren.

• Sowohl für die ambulante als auch
für stationäre Betreuung lässt sich
aus der Definition heraus zu 100
Prozent eine seelische Behinderung
für die Fallzahlen ableiten.

• Die Gesamtzahl sowohl bei den ambulanten als
auch bei den stationären Leistungsempfängerin-
nen und Leistungsempfängern steigt seit 2009
kontinuierlich an.

Auswertung der Trägerdaten

Durch eine Abfrage bei den Trägern konnten Infor-
mationen zu Wohn- und Arbeitsorten der Empfän-
gerinnen und Empfänger von Leistungen im Rahmen
der Eingliederungshilfe gewonnen werden. Die Aus-
wertungen berücksichtigen auch die Menschen, die
in den Statistiken der Integrationsgesellschaften stel-
lenwert GmbH und Lichtblick gGmbH erfasst werden
(Abbildung 15).

Insgesamt sind bei den verschiedenen Trägern 879
Menschen erfasst, die Leistungen der Eingliede-
rungshilfe erhalten. Dies teilt sich wie folgt auf:

• 37 Prozent beim Verein Aufwind
• 25 Prozent bei Werraland Werkstätten
• 12,5 Prozent bei Hephata und
• 11 Prozent beim Klinikum Eschwege

Die verbleibenden 14,5 Prozent teilen sich 
auf Lichtenau e. V., Phönix, Lichtblick, Aufwind 
(Außenbereich) und stellenwert GmbH auf. 

Wie dem Kapitel Arbeit zu entnehmen ist, gibt es zu-
sätzlich die Werraland-Beschäftigungsgesellschaft
GmbH (WeBeG) mit derzeit 111 Menschen mit Be-
hinderung.

Abbildung 16 zeigt die Anzahl der in den Trägersta-
tistiken erfassten Leistungsempfängerinnen und Lei-
stungsempfänger nach Wohnorten (auf Ebene der
PLZ-Gebiete). In der Kartendarstellung wird deutlich,
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Abbildung 16: Wohnorte von Leistungsempfängerinnen und Leistungsempfängern
der Eingliederungshilfe
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Abbildung 17:

Arbeitsorte von Leistungsempfängerinnen
und Leistungsempfängern in der
Eingliederungshilfe

Abbildung 18:

Wohn- und Arbeitsorte von 
Leistungsempfängerinnen und 
Leistungsempfängern der 
Eingliederungshilfe

Abbildung 19:  

Bevölkerungsprognose des 
Werra-Meißner-Kreises 
2012 bis 2025



• dass Schwerpunkte des Wohnens in bevölke-
rungsreichen Teilräumen des Kreisgebietes
(Eschwege, Herleshausen, Hessisch Lichtenau
sowie Witzenhausen) liegen und dass 

• einige der Leistungsempfängerinnen und Lei-
stungsempfänger auch außerhalb des Kreisge-
bietes wohnen.

Wird demgegenüber nun die Anzahl der in den Trä-
gerstatistiken erfassten Leistungsempfängerinnen und
Leistungsempfänger nach Arbeitsorten gestellt (Abbil-
dung 17), so zeigt sich, dass ein Großteil der Arbeitsorte
ebenfalls in den bevölkerungsreicheren Teilräumen des
Kreises liegt. Arbeitsorte, der in den Trägerstatistiken
erfassten Personen, befinden sich zu einem geringen
Teil jedoch auch außerhalb des Kreisgebietes.

Werden nun die Wohn- und Arbeitsverhältnisse in
einer Karte zusammen dargestellt (Abbildung 18), so
zeigt sich, dass in vielen Teilräumen des Kreises ge-
wohnt, aber nicht in den gleichen auch gearbeitet
wird. Der Anteil der Menschen mit Behinderung (hier:
Empfängerinnen und Empfänger der Eingliederungs-
hilfe), die also zwischen Wohn- und Arbeitsort pen-
deln, ist in den ländlich geprägten Teilräumen
besonders hoch. Demgegenüber ist der Anteil derer,
die am gleichen Ort wohnen und arbeiten insbeson-
dere in städtischen Teilräumen wie Eschwege, Wit-
zenhausen, Hessisch Lichtenau und Herleshausen
besonders hoch.

3.3 Vorausschätzungen

Im Rahmen des Projektes wurden zwei Vorausschät-
zungen für die künftig zu erwartende Zahl der Men-
schen mit Behinderung modelliert. Hintergrund sind
die zwei eingangs vorgestellten Grundgesamtheiten:

• So widmet sich der erste Abschnitt der Voraus-
schätzung der Anzahl der Menschen mit einer fest-
gestellten Behinderung (erster Abschnitt). 
• Der zweite Abschnitt fasst die Ergebnisse der
Vorausschätzung für die Anzahl der Menschen in
der Eingliederungshilfe zusammen.

Für beide Vorausschätzungen wurden Annahmen zu
demographischen Faktoren getroffen:

Geburten

Als Geburtenhäufigkeit im Prognosezeitraum
wurde ein konstanter Anteil der jeweils nach Lan-
desprognose für den Werra-Meißner-Kreis pro-
gnostizierten Gesamtanzahl der Geburten
angesetzt.

Sterbewahrscheinlichkeiten

In der Arbeitsgruppe wurde angenommen, dass
sich die Lebenserwartung von Menschen mit Be-
hinderung und damit auch die Sterbewahrschein-
lichkeit in Anbetracht neuster Ergebnisse zur
Lebenserwartung von Menschen mit Down-Syn-
drom in Zukunft nicht mehr wesentlich von Men-
schen ohne Behinderung unterscheiden werden
(vgl. Berlin-Institut: Alt und behindert, 2009).
Ergo wurden für die Vorausschätzungen der
Menschen mit Behinderung gleiche Sterbewahr-
scheinlichkeiten wie für die Gesamtbevölkerung
zugrunde gelegt.

Wanderungen

Für die Vorausschätzung wurde angenommen,
dass die Wanderungsbereitschaft der Menschen in
der Eingliederungshilfe aufgrund der Leistungsan-
gebote und Ortsbindung sehr gering ausfällt.
Demzufolge wurden in der Modellierung keine
Wanderungen von Menschen mit Behinderung
berücksichtigt.

Die folgenden Vorausschätzungsmodellierungen sind
als Ergebnis dieser Annahmen zu interpretieren. Bei
anderen Setzungen der Annahmen oder dem Hinzu-
ziehen weiterer Annahmen wie beispielsweise der
bundesweiten Entwicklung der Menschen mit einer
psychischen Erkrankung, können die Ergebnisse ent-
sprechend anders ausfallen. Letztgenannter Punkt
führt beispielsweise dazu, dass die Ergebnisse zu den
Menschen mit einer psychischen Behinderung sich zu
anderen Ergebnissen anderer Prognosen unterschei-
den (vgl. eigene Erhebung im Fachbereich 4 des
Werra-Meißner-Kreises).

Vorausschätzung der Anzahl 
der Menschen mit einer 
festgestellten Behinderung

Abbildung 19 zeigt die Basis der Vorausschätzung der
Menschen mit einer festgestellten Behinderung: 
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die Ergebnisse der Bevölkerungsprognose des
Werra-Meißner-Kreises für die Jahre 2012 bis 2025.
Die Bevölkerungsprognose geht von einem Rück-
gang der Bevölkerung des Werra-Meißner-Kreises in
den nächsten Jahren um etwa 10.000 Einwohner
(-10 Prozent) aus.

Werden nun Quoten der Menschen mit einer fest-
gestellten Behinderung auf Basis der aktuellen Be-
völkerung gebildet und auf die Bevölkerungs-
vorausschätzung angewendet, so kann Folgendes
festgehalten werden (Abbildung 20):

• Die Gesamtzahl der Menschen mit einer 
festgestellten Behinderung wird mit etwa
25.000 Personen bis 2025 na-
hezu konstant bleiben,

• während sich in Bezug auf den
Schweregrad der Behinderung
Verschiebungen ergeben, so
kann nach den Ergebnissen der
Vorausschätzung davon ausge-
gangen werden, dass die abso-
lute Anzahl im Bereich
„Menschen mit einer schweren
Behinderung“ leicht steigen
wird, während die Anzahl der
„Menschen mit einer leichten
Behinderung“ tendenziell eher
rückläufig ist.

Dieser Effekt ist mit der Verschie-
bung der Altersstruktur „zugun-
sten“ der älteren Bevölkerung
begründbar.

Abbildung 21 zeigt die Entwicklung
des Anteils der Menschen mit einer
festgestellten Behinderung an der
Gesamtbevölkerung über die ein-
zelnen Jahre des Prognosezeitraums
und damit eine Verschneidung der
Ergebnisse aus Abbildung 19 und
Abbildung 20.

Wenn die Gesamtbevölkerung des
Werra-Meißner-Kreises in Zukunft
zurückgeht, jedoch die absolute
Anzahl an Menschen mit einer fest-
gestellten Behinderung konstant
bleibt, muss der Anteil der Men-
schen mit einer festgestellten Be-
hinderung an der Gesamt-
bevölkerung steigen. Insbesondere
wird der Anteil der Menschen mit
einer schweren Behinderung an der
Gesamtbevölkerung zunehmen
(von ca. 15 Prozent auf etwas mehr
als 16 Prozent).

Vorausschätzung der Anzahl der 
Menschen in der Eingliederungshilfe

Für die Vorausschätzung der Menschen in der Ein-
gliederungshilfe wurden neben den zu Beginn dieses
Kapitels beschriebenen grundlegenden Annahmen zu
demographischen Faktoren weitere Annahmen ge-
troffen. Dabei wurde versucht, zum einen dem Um-
stand Rechnung zu tragen, dass viele Erwachsene erst
ab 21 Jahren Eingliederungshilfe erhalten (vorher ist
die Jugendhilfe im Bereich der seelischen Behinde-
rung zuständig).
Zum Anderen wurde angestrebt, den Unterschied
zwischen einer „angeborenen Behinderung“ und
„einer im Laufe des Lebens erworbenen Behinderung“
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Abbildung 20:  Vorausschätzung der Menschen mit einer festgestellten Behinderung

Abbildung 21:  Menschen mit einer festgestellten Behinderung (Anteil an der Bevölkerung
des Werra-Meißner-Kreises 2012 bis 2025)



zu berücksichtigen. So wurden die Behinderungsar-
ten „körperlich“ und „geistig“ anders als seelische Er-
krankungen noch am ehesten zu den angeborenen
Behinderungen gezählt, während seelische Behinde-
rungen zu den eher im Laufe des Lebens „erworbe-
nen“ Behinderungen eingestuft wurden.
Für die Vorausschätzung wurden daher unterschied-
liche methodische Zugänge gewählt:

• Für die Vorausschätzung der Anzahl der Men-
schen mit einer körperlichen und geistigen Be-
hinderung wurde ein Alterungsmodell aufgebaut,
dass das Altern der Menschen simuliert und Ster-
bewahrscheinlichkeiten berücksichtigt (Modell-
ansatz „eher Alterung“).

• Für die Vorausschätzung der An-
zahl der Menschen mit einer seeli-
schen Behinderung bzw. einer
Suchtkrankheit wurden - in Analo-
gie zur Vorausschätzung der Men-
schen mit einer festgestellten
Behinderung - Quoten auf Basis der
aktuellen Bevölkerungsstruktur er-
stellt und auf die Prognosejahre an-
gewendet (Modellansatz „eher
feste Altersquoten“).

Abbildung 22 zeigt das Ergebnis der
Vorausschätzung für die Menschen
in der Eingliederungshilfe.
Hiernach steigt insbesondere die
Anzahl der Menschen mit einer gei-
stigen Behinderung, während ein
Rückgang der Menschen mit einer
seelischen Behinderung prognosti-
ziert wird.
Letzteres Ergebnis fällt, wie in Kapi-
tel 1.3 angedeutet, aufgrund der
eingangs getroffenen Annahmen an-
ders als andere Prognosen für Men-
schen mit einer seelischen
Behinderung aus.
Für die Anzahl der Menschen mit
einer körperlichen Behinderung wird
für den Prognosezeitraum eine kon-
stante Entwicklung ermittelt und für
die Anzahl der Menschen mit einer
Suchtkrankheit geht die Modellie-
rung von einem absolut leichten,
aber im Verhältnis zur geringen Ge-
samtzahl relativ starken Anstieg aus.

Abbildung 23 zeigt eine altersgrup-
pendifferenzierte Darstellung der
Vorausschätzung der Menschen in
der Eingliederungshilfe.

Hiernach nimmt insbesondere die
Anzahl der über 65-jährigen und die
Zahl der 51- bis 65-jährigen in der

Eingliederungshilfe zu, während die Anzahl der 31-
bis 40-jährigen rückläufig ist. Leicht rückläufig ist
hiernach auch die Zahl der unter 30-jährigen in der
Eingliederungshilfe. Insgesamt ist nach diesen Er-
gebnissen mit einem Anstieg der Anzahl der Men-
schen in der Eingliederungshilfe um etwa 5 Prozent
bis 2025 zu rechnen.

Die Entwicklung der zükunftigen Altersstruktur in der
Eingliederungshilfe sollte vor dem Hintergrund der
prognostizierten altersstrukturellen Entwicklung der
Gesamtbevölkerung interpretiert werden.

Die absolute Zahl der Menschen mit einer geistigen Be-
hinderung wird nach der Vorausschätzung in Zukunft
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Abbildung 23:  Vorausschätzung der Menschen in der Eingliederungshilfe (alle Behinde-
rungsarten, nach Altersklassen differenziert)

Abbildung 22:  Vorausschätzung der Menschen in der Eingliederungshilfe (nach Behin-
derungsarten differenziert)



ansteigen (von etwa 485 auf über 540, Abbildung
24). Der größte Anstieg wird sich in den Altersgrup-
pen über 51 bis 65 Jahre und älter als 65 Jahre voll-
ziehen. Die Anzahl wird sich nach den Ergebnissen
der Vorausschätzung verdoppeln.

Anders als bei den Fallzahlen der Menschen mit einer
geistigen Behinderung, wird bei den Menschen mit
einer körperlichen Behinderung von einem weniger
starken Anstieg ausgegangen. Auch hier ist der Zu-
wachs in den beiden „ältesten“ Altersgruppen am
größten. Die Anzahl verdoppelt sich auf Basis der Er-
gebnisse dieser Vorausschätzung (Abbildung 25).

Die Zahl der Menschen mit einer seelischen Behin-
derung (Abbildung 26) ist anders als die Anzahl der
zwei vorangegangenen Behinderungsarten nach den
Berechnungen rückläufig. Dies spielt sich aber al-
tersstrukturell unterschiedlich ab.

Während die Anzahl der über 65-
jährigen mit einer seelischen Behin-
derung im Prognosezeitraum
zunimmt, geht die Anzahl der jünge-
ren Leistungsbezieherinnen und Lei-
stungsbezieher u. a. aufgrund der
demographischen Entwicklungen in
der Gesamtbevölkerung zurück.

Insbesondere zu diesem Ergebnis der
Vorausberechnung für Menschen mit
seelischer oder geistiger Behinde-
rung gab es Diskussionen im Rah-
men des Arbeitskreises Soziale
Infrastrukturen. Diskutiert wurde, ob
alternative Szenarien – unter ande-
rem vor dem Hintergrund zuneh-
mender seelischer und psychischer
Erkrankungen der jüngsten Vergan-
genheit – als Festlegung des Arbeits-
kreises zusätzlich berechnet werden
sollten. Im Ergebnis einigte sich der
Arbeitskreis darauf, die hier vorlie-

genden Vorausberechnungen so zu verwenden und
keine eigenen Festlegungen zu treffen. Gleichwohl
sollte insbesondere der Bereich der Vorausberech-
nungen mit Vorsicht interpretiert werden und die
künftigen Entwicklungen genau beobachtet werden.

Für die Anzahl der Menschen mit Suchtkrankheit
(Abbildung 27) wird ein Zuwachs bis zum Jahr 2025
prognostiziert, da auf Basis der Ergebnisse der Be-
völkerungsprognose von einem deutlichen Anstieg
der älteren Altersjahrgänge ausgegangen werden
muss, in denen die Quoten der Menschen mit Sucht-
erkrankungen vergleichsweise hoch sind. Allerdings
muss an der Stelle auf die geringe Fallzahl hingewie-
sen werden, die eine belastbare Aussage erschwert.

Zusammenfassung der Ergebnisse 
und Vergleich mit anderen Prognosen

Die Ergebnisse der Vorausschätzungen zur Entwick-
lung der Anzahl der Menschen mit einer festgestell-
ten Behinderung sowie der Anzahl der Menschen in
der Eingliederungshilfe zeigen für die Zukunft eine
insgesamt konstante Entwicklung (ungeachtet der
Differenzierung nach Grad und Art der Behinderung)
trotz rückläufiger Anzahl der Menschen im Werra-
Meißner-Kreis. Damit wird der Anteil der Menschen
mit Behinderung an der Gesamtbevölkerung sukzes-
sive anwachsen. Bei der Interpretation der Daten zur
Vorausschätzung muss jedoch darauf hingewiesen
werden, dass einige relevante Annahmen (wie z. B.
signifikanter Anstieg der Fallzahlen der Menschen
mit einer seelischen Behinderung in den letzten Jah-
ren) im Rahmen dieses Projektes nicht mit berück-
sichtigt werden konnten, so dass die Ergebnisse von
denen anderer Studien abweichen.
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Abbildung 24: Vorausschätzung der Menschen in der Eingliederungshilfe
(geistige Behinderung, nach Altersklassen differenziert)
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Abbildung 25: 

Vorausschätzung der Menschen 
in der Eingliederungshilfe 

(körperliche Behinderung, nach 
Altersklassen differenziert)

Abbildung 26:

Vorausschätzung der Menschen 
in der Eingliederungshilfe 

(seelische Behinderung, nach 
Altersklassen differenziert)

Abbildung 27:  

Vorausschätzung der Menschen in der
Eingliederungshilfe (Suchtkrankheit, 

nach Altersklassen differenziert)
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4. Masterplan Inklusion in einzelnen Themenbereichen

Die Arbeitsgruppe Soziale Infrastrukturen hat sich
darauf geeinigt, die Bereiche

- Kindertagesstätten und Schule,
- Kultur und Freizeit
- Wohnen und Sozialraum
- Teilhabe am Arbeitsleben

in einem ersten Schritt einer näheren Betrachtung zu
unterziehen. Für alle galt, sich zunächst mit der Ana-
lyse der recherchierten und aufgearbeiteten Daten zu
beschäftigen und dann Bedarfe für den jeweiligen the-
matischen Schwerpunkt zu ermitteln und Handlungs-
empfehlungen auszusprechen. Parallel wurde bereits
an der Umsetzung von Projektideen gearbeitet und
konkrete Schritte für die Weiterarbeit eingeleitet.

Für die Arbeitsgruppen haben die folgenden Perso-
nen koordinierende Funktionen und Verantwortung
übernommen:

Kindertagesstätten und Schule (Myriam Lamotte-
Heibrock, Leiterin des Fachdienstes Sozialplanung
im Fachbereich Jugend, Familie, Senioren und So-
ziales des Werra-Meißner-Kreises; 

Ute Simon, Leiterin des Fachdienstes Kinderbe-
treuung und Fachaufsicht im Fachbereich Jugend,
Familie, Senioren und Soziales des Werra-Meiß-
ner-Kreises)

Kultur und Freizeit (Sabine Wilke, Geschäftsfüh-
rerin des Vereins für Regionalentwicklung; 
Tanja Steinhaus, Leiterin der Volkshochschule
Eschwege; Kai Siebert, Leiter des Fachdienstes 
Jugendförderung im Fachbereich Jugend, Familie,
Senioren und Soziales des Werra-Meißner-Kreises)

Wohnen und Sozialraum (Hartmut Kleiber, 
Vorstandsmitglied des Vereins Aufwind; 
Andrea Röth-Heinemann, Vorstandsmitglied 
der Werraland Werkstätten)

Teilhabe am Arbeitsleben (Matthäus Mihm, 
Vorstandsmitglied des Vereins Aufwind; 
Gerd Hoßbach, Vorstandsmitglied der 
Werraland Werkstätten)

Die folgenden Texte sind das Ergebnis der Diskus-
sionen in den Arbeitsgruppen, wurden gemeinsam
erarbeitet und mit den Mitgliedern abgestimmt.

4. Masterplan Inklusion in einzelnen
Themenbereichen
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4.1 Kindertagesstätten und Schule

Herausforderung/aktueller Stand
Die Themen Kindertagesstätten und Schule sind von
zentraler Bedeutung für die Akteure im Werra-Meiß-
ner-Kreis. Dies ist durch verschiedene Konzepte,
Strategien und Zielsetzungen mehrfach herausgestellt
worden, z. B. den Masterplan Daseinsvorsorge, den
Demografiebericht des Kreises oder auch die Strate-
gien und Projekte zur „Familienfreundlichkeit“.

Für das Thema Inklusion sind Kinder und Jugendli-
che von besonderer Bedeutung, da Inklusion von An-
fang gelebt werden soll und folglich Kinder und
Jugendliche sowie die jeweiligen Einrichtungen im
Mittelpunkt stehen.

Zentrale Fragen für den Arbeitskreis sind:

• Wie ist die aktuelle Situation zum Thema 
Inklusion in Kindertagesstätten?
• Wie ist die aktuelle Situation zum Thema 
Inklusion in Schulen?
• Welche neuen Herausforderungen ergeben 
sich durch die Änderungen im Hessischen
Schulgesetz? und
• Welche Handlungsempfehlungen und 
Projekte leiten sich hieraus ab?

Stand Kindertagesstätten 
und Inklusion

Die nachfolgende Abbildung 1 zeigt für die Jahre
2007/2008 bis 2011/2012 die Entwicklung des An-
teils der Inklusionskinder in Kindertagesstätten an
allen Drei- bis Sechsjährigen. Die Anzahl der Kinder-
tagesstättenkinder konnte aufgrund des Berech-
nungsschlüssels an der Stelle nicht als Referenzgröße
verwendet werden. Da nach Aussage des Fachberei-
ches Jugend, Familie, Senioren und Soziales jedoch
nahezu 100 Prozent der Drei- bis Sechsjährigen die
Kindertagesstätte besuchen, wurde der Gesamtzahl
der Kinder zwischen drei und sechs Jahren als Refe-
renzgröße zugestimmt. 

Dabei kann ein über die Jahre vergleichsweise kon-
stanter Anteil der „Inklusionskinder“ an allen Kindern
im Alter von drei bis sechs Jahren in Kindertages-
stätten im Werra-Meißner-Kreis konstatiert werden.
Dieser betrug in den Schuljahren 2007/2008 bis
2011/2012 durchgehend etwa 4 Prozent und ent-
spricht etwa einer Größenordnung von 100 Kindern.
Im Ergebnis wurde für den Masterplan Inklusion fest-
gestellt, dass der Werra-Meißner-Kreis im Themen-
bereich Inklusion in Kindertagesstätten vergleichs-
weise gut aufgestellt ist und hier seit Jahren eine er-
folgreiche Arbeit leistet. Dies zeigt sich u. a. in einer



sehr hohen Akzeptanz bzw. einem Bekenntnis zur In-
klusion von pädagogischen Personal genauso wie von
Eltern und Kinder.

Die Region verfolgt außer-
dem das Ziel, familien-
freundlich zu sein, was u. a.
dadurch zum Ausdruck ge-
bracht wird, dass schon
heute kreisweit für 41,3
Prozent der Kinder unter
drei Jahren ein Betreuungs-
platz zur Verfügung steht.
In einzelnen Städten und
Gemeinden ist die Quote
deutlich höher, wie z. B. in
Witzenhausen, in anderen
Städten und Gemeinden
geringer, was auf noch
nicht fertig gestellte Aus-
baumaßnahmen oder auf
eine geringere Nachfrage
zurückzuführen ist. Im Zuge
der Diskussion um Leistun-
gen, Betreuungsquoten
und Standards wurde im
Jahr 2004 eine Rahmenver-
einbarung im Werra-Meiß-
ner-Kreis zu Qualitäts-
standards in Kindertages-

stätten von allen Einrichtungsträgern sowie den Bür-
germeistern und Bürgermeisterinnen der 16 Städte
und Gemeinden geschlossen, die Bestand hat.
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Abbildung 1:  Entwicklung des Anteils der Inklusionskinder an allen Kindern in Kindertagesstätten im
Werra-Meißner-Kreis 2008-2012. Für den Bereich Kindertagesstätten wurden Daten zu „Inklusionskin-
dern“ des Fachbereiches 4 des Werra-Meißner-Kreises und des Hessischen Statistischen Landesamtes
ausgewertet.
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Stand Schule und Inklusion

Im Schuljahr 2012/2013 wurden von den 711 Schul-
anfängerinnen und Schulanfängern im Werra-Meiß-
ner-Kreis neun Schulanfängerinnen und Schulan-
fänger mit festgestelltem Anspruch auf sonderpäd-
agogische Förderung inklusiv beschult, 16 Schulan-
fängerinnen und Schulanfänger gab es an
Förderschulen und Förderschulzweigen (Auswertung
der Daten des Hessischen Statistischen Landesamtes
zum Förderbedarf von Schülerinnen und Schülern).
Werden nun diese 25 Schülerinnen und Schüler den
Kindern gegenübergestellt, die bereits im Kindergar-
ten einen Förderbedarf hatten, so wird deutlich, dass
eine Differenz von sechs Schülerinnen und Schüler
vorhanden ist (Abbildung 2). Dies kann mehrere Ur-
sachen haben. Neben eines in der Schule nicht mehr
notwendigen Förderbedarfs, dem Besuch von För-

derschulen außerhalb des Werra-
Meißner-Kreises oder dem Besuch
einer Vorklasse wurde in der Arbeits-
gruppe kritisch darauf hingewiesen,
dass die von den Kindertagesstätten
dokumentierten Entwicklungs- und Bil-
dungsverläufe durch die Schulen oft-
mals nicht aufgegriffen oder fortgesetzt
werden. In einem weiteren Schritt wur-
den die Zahlen der Schülerinnen und
Schüler mit festgestelltem Anspruch auf
sonderpädagogische Förderung nach
Förderart genauer betrachtet. Abbil-
dung 3 zeigt, dass 133 Schülerinnen
und Schüler, die im Werra-Meißner-
Kreis wohnen und einen festgestellten
Anspruch auf sonderpädagogische För-
derung aufweisen, inklusiv beschult
werden. Dies geschieht nach den Er-
gebnissen der Auswertung eher im
Grundschulalter und weniger im Be-
reich der Sekundarstufe I (Abbildung 3).

Weiterhin auffällig ist, dass ein Großteil
der im Werra-Meißner-Kreis wohnhaf-
ten Schülerinnen und Schüler mit fest-
gestelltem Anspruch auf sonderpäda-
gogische Förderung im Bereich der
Sprachheilförderung inklusiv beschult
werden. 431 der im Werra-Meißner-
Kreis wohnhaften Schülerinnen und
Schüler besuchen eine Förderschule
(Abbildung 4).

Ein Großteil dieser Schülerinnen und
Schüler wird in der Sekundarstufe I
beschult. Für die Beschulung mit För-
derschwerpunkten „Praktisch Bild-
bare“ und „Lernhilfe“ lassen sich
vergleichsweise hohe Schülerinnen
und Schülerzahlen ablesen. 
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Abbildung 2:  Anzahl der Erstklässler, die einen Förderbedarf in der Kindertagesstätte hatten
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Abbildung 3: Anzahl der Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem Anspruch auf 
sonderpädagogische Förderung inklusiv beschult im Werra-Meißner-Kreis (Wohnort 
der Schülerin/des Schülers)



Die Differenzierung der im Werra-Meißner-Kreis woh-
nenden Schülerinnen und Schüler - inklusiv beschult
bzw. in Förderschulen - zeigt (s. Abbildung 5), dass

• nahezu alle Schülerinnen und Schüler in den
Bereichen „Praktisch Bildbare“ und „Kranke“
sowie  
• ein Großteil der Schülerinnen und Schüler im
Bereich der „Lernhilfe“ Förderschulen besucht.

Demgegenüber wird der überwiegende Anteil der
Schülerinnen und Schüler 

• im Bereich „Sprachheilförderung“ sowie 
• mit körperlicher Behinderung inklusiv beschult.

Abbildung 6 zeigt die Anzahl der
Schülerinnen und Schüler mit festge-
stelltem Anspruch auf sonderpädago-
gische Förderung an Schulen im
Werra-Meißner-Kreis – unabhängig
vom Wohnort. 
Zunächst wird deutlich, dass weniger
Schülerinnen und Schüler im Werra-
Meißner-Kreis mit festgestelltem An-
spruch auf sonderpädagogische
Förderung (im inklusiven Unterricht
und in der Förderschule) beschult wer-
den (517 Schülerinnen und Schüler im
Schuljahr 2011/2012), als der Ge-
samtbedarf der im Werra-Meißner-
Kreis wohnenden Schülerinnen und
Schüler (564 im Schuljahr 2011/2012)
zeigt. Die Förderschulen des Kreises
besuchen Schülerinnen und Schüler
mit Unterstützungsbedarf im Bereich
der „Lernhilfe“ sowie „Praktisch Bild-
bare“ (Abbildung 7 und Abbildung 8)
in geringem Umfang auch „Sprach-
heilförderung“.
Für alle anderen Förderbedarfsgruppen
gibt es keine Förderschulangebote im
Kreisgebiet. Kinder und Jugendliche
mit entsprechendem Anspruch auf För-
derung werden entweder inklusiv be-
schult oder besuchen Schulen
außerhalb des Kreisgebiets. Aus Grün-
den der Datenverfügbarkeit konnten
lediglich Angaben zu Schulstandorten
und Schwerpunkten des Unterstüt-
zungsbedarfs für Hessen, nicht jedoch
für die angrenzenden Bereiche Nieder-
sachsens und Thüringens berücksich-
tigt werden. Wie die Daten der
Abbildungen 5 und 6 zeigen, gibt es
564 Schülerinnen und Schüler mit
einem festgestellten Anspruch auf son-
derpädagogische Förderung mit
Wohnort im Werra-Meißner-Kreis,
denen 517 Schülerinnen und Schüler
in Förderschulen und inklusivem Un-

terricht gegenüberstehen. Folglich besuchen 47 Schü-
lerinnen und Schüler mit festgestelltem Anspruch auf
sonderpädagogische Förderung Schulen außerhalb
des Kreises, wobei sie dort andere Förderschulen be-
suchen oder auch inklusiv beschult werden können.

Übergang Kindertagesstätte zur Schule

Hintergrund: Zum 01.08.2011 ist das neue Hessische
Schulgesetz in Kraft getreten  und sieht neue Rege-
lungen im Bereich der sonderpädagogischen Förderung
(§§ 49 ff.) vor. Das frühere Verfahren zur Überprü-
fung und  zur  Feststellung  sonderpädagogischen
Förderbedarfs  (VÜFF)  gibt  es  nicht  mehr  seit  dem
Schuljahr 2011/2012. 
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Abbildung 4: Anzahl der Förderschülerinnen und Förderschüler im Werra-Meißner-
Kreis (Wohnort der Schülerin/des Schülers)

Abbildung 5: Anzahl der Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem Anspruch auf
sonderpädagogische Förderung im Werra-Meißner-Kreis (Wohnort der Schülerin/des
Schülers)
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Abbildung 6:  

Anzahl der Schülerinnen und Schüler mit fest-
gestelltem Anspruch auf sonderpädagogische

Förderung an Schulen im Werra-Meißner-
Kreis (Lernort der Schülerin/des Schülers)
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Abbildung 7:  

Standorte der Förderschulen
mit Schwerpunkt „Lernhilfe“
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Abbildung 8:  

Standorte der Förderschulen mit 
Schwerpunkt „Praktisch Bildbare“



Alle schulpflichtigen Schülerinnen und Schüler wer-
den an der allgemeinen Schule angemeldet.  Die
Schulleiterinnen und Schulleiter der allgemeinen
Schule sind grundsätzlich zuständig für alle Schüle-
rinnen und Schüler im Schulbezirk. Das neue Hessi-
sche Schulgesetz weist den sonderpädagogischen
Beratungs- und Förderzentren (BFZ) eine wesentli-
che Rolle der Unterstützung der allgemeinen Schulen
bei der Förderung beeinträchtigter und behinderter
Kinder zu.

Seit  dem  01.07.2012  ist  die  Verordnung  über  Un-
terricht,  Erziehung  und  sonderpädagogische För-
derung von Schülerinnen und Schülern mit
Beeinträchtigungen  oder  Behinderungen (VOSB) in
Kraft, die die Ausgestaltung der sonderpädagogi-
schen Förderung und die Verfahrenswege regelt. 

Verfahrensablauf bei Kindern 
mit vermutetem Anspruch auf 
sonderpädagogische Förderung 

Vorrangiges Ziel ist es, Schülerinnen und Schüler an
der allgemeinen Schule zu fördern mit Hilfe präven-
tiver Maßnahmen der allgemeinen Schule und vor-
beugender Maßnahmen des BFZ. Wenn diese
Maßnahmen allein nicht ausreichen, um ein erfolg-
reiches Lernen im Bildungsgang der allgemeinen
Schulen zu ermöglichen, kommt ein Anspruch auf
sonderpädagogische Förderung in Betracht. 
Bei Wunsch der Eltern nach Beschulung an einer För-
derschule stellen die Eltern den Antrag über die zu-
ständige Grundschule. Kita und Schule organisieren
und gestalten gemeinsam den Übergang (Über-
gangskalender) z. B. durch Schulbesuche.

Qualitätsmerkmale für einen
gelungenen Übergang von Kindern 
mit Förderbedarf von der 
Kindertagesstätte in die Schule

Transparenz

Für einen gelungenen Übergang ist ein offenes Mit-
einander zwischen Eltern – Kindertagesstätte – Schule
eine wichtige Voraussetzung. Die Beschaffung und
Weitergabe von Informationen sind selbstverständlich
und tragen zum positiven Verlauf der Einschulung bei.

Kommunikation

Alle Beteiligten kennen und nutzen die Kommunika-
tionsstrukturen. Sie begegnen sich mit gegenseitiger
Wertschätzung und dem Vertrauen darauf, dass das
Beste für das Kind geplant und organisiert wird. Die
Fachkräfte aus Kindertagesstätten und Schule pfle-

34 4.1 Teilbericht Kindertagesstätten und Schule

April: Kindertagestätte führt Beratungsgespräch mit Eltern zur Vorbereitung auf die Schulanmeldung

April/Mai: Anmeldung an der zuständigen Grundschule

Sept./Okt.: - Runder Tisch mit allen Beteiligten zur Klärung der Einschulungsfragen (neben den Eltern, 
Kindertagestätten-Fachkräften und Schulleitung sollten ggfs. Therapeuten, Frühförderstelle, 
BFZ und evt. der Fachbereich 5 Gesundheit einbezogen werden)

- Berücksichtigung des Datenschutzes > Schweigepflichtentbindung der Eltern
- Einladung zum Runden Tisch wird zwischen Kindertagestätten-Leitung und Schulleitung 

abgestimmt. Entwicklung eines Förderkonzepts der allgemeinen Schule mit Unterstützung des BFZ

November: Schuleingangsuntersuchung durch den Fachbereich 5 Gesundheit, Verbraucherschutz und 
Veterinärwesen 

Dezember: Schulleitung der allgemeinen Schule holt beim BFZ eine förderdiagnostische Stellungnahme ein

März-Mai: des Folgejahres: Einberufung eines Förderausschusses an der allgemeinen Schule zur 
Klärung des Anspruchs auf sonderpädagogische Förderung

Mai-Juni: Entscheidung über Art, Umfang und Organisation der (sonderpädagogischen) Förderung

Abbildung 9: Verfahrensablauf Übergang Kindertagesstätten – Schule bei Kindern mit vermutetem Anspruch auf sonderpädagogische Förderung
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gen eine Zusammenarbeit auf Augenhöhe. Sie lernen
die unterschiedlichen Arbeitsfelder kennen und ver-
ständigen sich über die jeweiligen Menschenbilder
und Förderverständnisse.

Bildungsverläufe

Damit durch den Institutionswechsel kein Bruch im
Bildungsverlauf des Kindes entsteht, werden doku-
mentierte Entwicklungsschritte (z. B. Portfolios) zur
Verfügung gestellt. Es findet ein Austausch zum aktu-
ellen Entwicklungsstand und zur Fortschreibung der
Förderziele statt. Die Lehrkräfte sind z. B. über Rituale
und Liedgut der Schulanfängerinnen und Schulanfän-
ger aus der Kindertagesstätte informiert und über-
nehmen Teile davon in der ersten Schulzeit.

Gestaltung des Übergangs

Der Abstimmungsprozess liegt in der Verantwortung
von Leitung der Kindertagesstätte und Schulleitung.
Lehrkräfte und Fachkräfte in Kindertagesstätten er-
stellen einen (inklusiven) Übergangskalender. Hierfür
werden gemeinsame Aktionen, Schulbesuchstage,
Lehrerbesuche in der Kindertagesstätte, gemeinsame
Elternabende geplant und organisiert. Die Kinderta-
gesstätte ist am ersten Schultag präsent (z. B. durch
die Teilnahme von Kindertagesstättenleitung oder
Mitarbeiterinnen, Darbietung von Kindergartenkin-
dern). Für die Umsetzung der Qualitätsmerkmale und
eine gelingende Kooperation zwischen Kindertages-
stätte und Schule sind zeitliche und finanzielle Res-
sourcen erforderlich.

Zentrale Fragestellung: Wie kann der
gute Integrationsprozess der Kinderta-
gesstätte weitergeführt werden?

Handlungsempfehlungen für den 
Masterplan Inklusion

1. Informationsweitergabe

Informationsbroschüre für Eltern im Werra-
Meißner-Kreis über Fördermöglichkeiten, z. B. 

a. pädagogische Frühförderung
b. therapeutische Angebote
c. Familienentlastender Dienst
d. Beratung der Krankenkassen, 

insbesondere der BKK
e. Beantragung der Integration im Kindergarten 

(frühzeitige Beratung notwendig) 
= Wegweiser für Eltern – Wann geht es los, 

an wen wende ich mich?

2. Beratungsmöglichkeiten

Einrichtung einer Servicestelle Inklusion mit 
Beratungs- und Lotsenfunktion

3. Fort- und Ausbildung

• qualifiziertes Personal ist notwendig und 
dessen Bereitschaft sich fort- und weiterzubilden 
• Adressaten sind die verantwortlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter zum Thema Inklusion (in
den Verwaltungen, Fachkräfte der Kindertages-
stätten, Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozial-
arbeiter, Beratungs- und Förderzentren,…)
• speziell Lehrerinnen und Lehrer müssen 
befähigt werden, Inklusion umzusetzen 
> Haltungsänderung sowie Anpassung der 
Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern

4. Öffentlichkeitsarbeit

• Inklusion impliziert eine Haltungsänderung 
> Inklusives Denken in der Gesellschaft als 
zentrale Aufgabe der Öffentlichkeitsarbeit

5. Qualitätsmerkmale für den Übergang 
Kindertagesstätten – Schule

• Erarbeitung eines Leitfadens für Kindertages-
stätten und Schulen im Werra-Meißner-Kreis als
Orientierungshilfe zur Umsetzung der Inklusion in
Kindertagesstätten und Schulen

6. Netzwerke und Kooperationen

• beständige und fortlaufende Arbeitsgruppe
Kindertagesstätte und Schule mit Fachkräften
der Leitungsebenen = Tandem Arbeitsgruppe
(Kindertagesstättenleitung und Schulleitung)
• Best practice – Wo läuft es gut und warum?
Sammlung und Verbreitung der Erfahrungswerte
unter Kindertagesstätten und Schulen (evtl. 
individuell anwendbar/übertragbar)
• Kooperation mit anderen Professionen, z. B.
Schulsozialarbeit, Grundschulkinderbetreuung,
Vereine, Verbände, Jugendförderung, etc.

7. Inklusive Arbeit in der 
Grundschulkinderbetreuung

• Adressaten sind Hort, Kindertagesstätten, Schulen
• Rahmenbedingungen schaffen (finanziell,
personell, sachlich)

8. Diskussion um Vorklassen

Die weitere Verfahrensweise bzw. die Auflösung der
bestehenden Vorklassen im Werra-Meißner-Kreis
wurde diskutiert, da diese dem inklusiven Ansatz wi-
dersprechen. Neue oder andere inklusive Modelle
müssen mit den Verfahrensbeteiligten diskutiert, aus-
gewählt und eingesetzt werden. Es dürfen im Förder-
prozess eines Kindes keine Brüche entstehen und der
inklusive Ansatz muss nach der Kindertagesstätte
nahtlos weitergeführt werden.



Im Rahmen des Masterplans Inklusion wurde das
Thema Kultur und Freizeit in einer neuen, zeitlich be-
grenzt arbeitenden Arbeitsgruppe diskutiert. Die Ar-
beitsgruppe Kultur und Freizeit hat sich im Laufe des
einjährigen Erarbeitungsprozesses vier Mal getroffen
und die nachfolgenden Inhalte erarbeitet, diskutiert
und bewertet.

Herausforderung

Die Lebensqualität für die Bevölkerung und damit
die Attraktivität von Regionen hängt wesentlich
davon ab, ob Freizeit- und Kulturangebote vorhan-
den sind. Denn Lebensqualität wird nicht nur durch
Wohnung, Erwerbsmöglichkeiten, Bildung und Aus-
bildung bestimmt, sondern im Besonderen durch
Aktivitäten und die Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben, zu dem vor allem Freizeit und Kultur gehö-
ren. Dies schließt die Bedürfnisse aller Menschen
und somit im Besonderen auch der Menschen mit
Handicap ein.
Für die Bewertung bzw. Diskussion, was ein „gutes“
Angebot ist und damit eine „gute“ Lebensqualität
ausmacht, wurde im Rahmen des Modellvorhabens
Masterplan Inklusion im Werra-Meißner-Kreis fol-
gendes Vorgehen im Themenfeld Kultur und Freizeit
festgelegt:

1. Bestandsaufnahme: Was für Angebote 
und Einrichtungen gibt es für Menschen 
mit Handicap?

2. Wie sind diese räumlich verteilt?
3. Wie werden sie angenommen?
4. Wie können die bestehenden Angebote 

bewertet werden? 
5. Was ist für die Zukunft geplant?
6. Wo gibt es Lücken bzw. Handlungsbedarf?

Diese Vorgehensweise macht deutlich, dass im The-
menbereich Kultur und Freizeit die Angebotsper-
spektive beleuchtet wurde. Die Nutzerperspektive
mit dem Blick auf: Was wollen unterschiedliche Ziel-
oder Altersgruppen oder gibt es gemeinsame Inter-
essen von beispielsweise körperlich oder seelisch be-
hinderten Menschen etc., konnte nicht betrachtet
werden. Dies hat vielfältige Ursachen: Es gibt keine
freien Organisationsformen, in denen die Menschen
mit Behinderungen in größerer Anzahl vertreten sind.
Wichtige Akteure sind die Träger der Behinderten-
einrichtungen, die in die Erarbeitung integriert
wurden, jedoch auch sie haben nur teilweise
Kenntnisse von den jeweiligen Bedürfnissen der
Betroffenen (s. Handlungsempfehlungen). Auch ist
die Gruppe der Menschen mit Behinderungen (s. Be-
völkerungsanalyse) sehr heterogen. Folglich gibt es
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weder die Bedürfnisse noch die Ziel-
gruppe sondern eine Vielzahl an Per-
sonen, Gruppen und Interessen. Und
nicht zuletzt können Bedürfnisse
auch geweckt werden, d. h. unter-
schiedliche Angebote können sich
auch eine Nachfrage schaffen. 

Ausgangssituation

In den ersten Diskussionen zum
Thema Kultur und Freizeit wurde
Ende des Jahres 2012 deutlich, dass
es keine Daten, vorangegangene Er-
hebungen oder anderweitige Mate-
rialien gibt, die für eine Ist-Analyse
oder eine qualifizierte Diskussion
ausgewertet werden könnten. Folg-
lich einigte sich die Arbeitsgruppe darauf, eine Erhe-
bung durchzuführen. Hierzu wurde Ende des Jahres
2012 ein Fragebogen entwickelt, abgestimmt und
mit Unterstützung vieler relevanter Akteure der Re-
gion verteilt. 

Gleichzeitig wurde definiert, wer im Bereich Kultur
und Freizeit als Akteursgruppe befragt werden soll. Es
wurde vereinbart, dass ein breiter Begriff von Kultur
und Freizeit für die Befragung bzw. Erhebung zu-
grunde gelegt werden sollte, um ein möglichst um-
fassendes Bild möglicher Angebote und Aktivitäten
zu erfassen. Dazu gehören alle Vereine aus dem Be-
reich Sport, Kulturanbieter (Chöre, Theatergruppen
etc.) und Kulturstätten, außerschulische Bildungsein-
richtungen, Hilfsorganisationen (z. B. Feuerwehren),
kirchliche Einrichtungen, Jugendverbände, Behinder-
teneinrichtungen und die Fraktionen der politischen
Parteien. Zusätzlich wurden alle Städte und Gemein-
den angefragt, um eigene Aktivitäten wie z. B. Feri-
enspiele mit aufzunehmen und um den Fragebogen
an weitere Akteure weiterzuleiten. 

Der Fragebogen wurde mit Vertreterinnen und Ver-
tretern der Arbeitsgruppe Kultur und Freizeit sowie
Vertreterinnen und Vertretern der Behindertenein-
richtungen abgestimmt.

Er umfasst 
• Stammdaten (Adresse), 
• eine generelle Einschätzung, ob das Thema 

Inklusion ein Thema für den jeweiligen 
Verein bzw. Institution ist, 

• eine Differenzierung nach aktiven und passiven 
Angeboten, 

• die Unterscheidung, ob die Angebote integrativ, 
offen für alle oder spezifisch für Menschen mit 
Handicap sind,

• die Unterscheidung nach der Art der 
Behinderung und 

• Fragen nach der Häufigkeit der Angebote sowie 
der Anzahl der Nutzerinnen und Nutzer.

Die Befragung wurde über einen Zeitraum von zwei
Monaten (Januar und Februar 2013) intensiv durch-
geführt. Dies umfasste auch einzelne Nachfragen
durch Vertreterinnen und Vertreter von Organisatio-
nen, Institutionen oder Vereinen bzw. Verbandsvor-
sitzenden. Bis Mai 2013 wurden weitere Rückläufe
in die Bewertung mit aufgenommen.

Für die Befragung kann keine eindeutige Rücklauf-
quote angegeben werden, da die Verteilung über
viele verschiedene Stellen erfolgte. Insgesamt wurden
167 Fragebögen ausgefüllt. Das ist im Verhältnis zu
mehr als 1.500 Vereinen, Verbänden und Institutio-
nen aus dem Bereich Kultur und Freizeit eine Rück-
laufquote von ca. 10  Prozent. Diese Rücklaufquote ist
im Vergleich zu anderen schriftlichen Befragungen als
durchschnittlich bis gut zu bezeichnen. 

Die höchste Anzahl an Rückmeldungen kam von den
Sportvereinen, gefolgt von den freiwilligen Feuer-
wehren (s. Abbildung 1). Dies ist einerseits auf die
Systematik der Gruppenzuordnung zurück zu führen,
da keine Differenzierung im Bereich Sport im Gegen-
satz z. B. zum Kulturbereich vorgenommen wurde,
und andererseits auf die Aktivitäten bzw. die Erinne-
rung und Nachfragen durch den im Kreis zuständigen
Koordinator für die Sportvereine. Im Kulturbereich
sind insgesamt 27 Rückmeldungen eingegangen –
somit die zweithäufigste Nennung nach den Sport-
vereinen. Diese wurden nach Rücksprache mit der
Arbeitsgruppe jedoch in „Konsumieren“, „aktive Teil-
nahme“ und „Sonstiges“ unterteilt. 

Von der Gesamtzahl der eingegangenen Fragebögen
(167) bietet über die Hälfte (88) der Vereine bzw. In-
stitutionen mindestens ein Angebot bzw. eine Ver-
anstaltung für Menschen mit Handicap an. Dabei
kann zwischen den Organisationen, die ein Angebot
machen, das „auch“ von Menschen mit Handicap ge-
nutzt wird (88) und denen, die differenzierte Aussage
zur Art des Angebots und den Menschen mit Handi-
cap (71) bieten, unterschieden werden. Bei einigen
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Gruppenzuordnung der beantworteten Fragebögen
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Abbildung 1: Gruppenzuordnung der beantworteten Fragebögen, eigene Erhebung



Rückmeldungen aus den Fragebögen wurde zusätz-
lich angemerkt, dass keine Differenzierung über die
Besucherinnen und Besucher von Veranstaltungen
gemacht werden konnte, da eine grundsätzliche
Schwierigkeit darin besteht, einzuschätzen, ob Men-
schen ein Handicap haben oder nicht. Nur bei einer
kleineren Gruppe der Menschen mit Handicap, bei-
spielsweise diejenigen, die offensichtlich körperlich
eingeschränkt sind, ist eine Differenzierung ver-
gleichsweise leicht möglich. 

Auffallend ist, dass es keine räumliche Konzentra-
tion, sondern eine vergleichsweise breite Streuung
der Angebote über den gesamten Werra-Meißner-
Kreis gibt (Abbildung 2). Gleichzeitig fällt auf, dass in

der Stadt Eschwege, mit fast 20.000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern bevölkerungsstärkste Stadt, die
meisten Angebote vorhanden sind. Neben einigen
Einrichtungen von mindestens kreisweiter Bedeu-
tung sind hier auch zwei Träger von Behinderten-
einrichtungen ansässig. 

Abbildung 3 zeigt, welche Angebote spezifisch bzw.
ausschließlich für Menschen mit Handicap (16), wie
viele Angebote allgemein, d. h. offen für alle (84) und
wie viele Angebote integrativ und inklusiv sind (41),
also Menschen mit Handicap und Menschen ohne
Handicap als Zielgruppe definiert haben. Die Ge-
samtzahl der Rückmeldungen ist je nach Frage unter-
schiedlich, da nicht von allen Vereinen bzw.

Institutionen jede Frage beant-
wortet werden konnte. Folglich
gibt es jeweils eine unterschiedli-
che Grundgesamtheit. Zusätzlich
sind bei einzelnen Fragen Doppel-
nennungen möglich gewesen.
Dies wird jeweils gesondert be-
nannt. Die Angebote, die spezi-
fisch für Menschen mit Handicap
sind, werden i.d.R. von den Trä-
gern der Behinderteneinrichtun-
gen angeboten. 

Inklusion ist als Thema 
bei vielen angekommen

Insgesamt gab es 155 Rückmel-
dungen auf die Fragen danach,
ob Inklusion ein Thema für den
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Abbildung 2: Karte der räumlichen Verteilung der Angebote für Menschen mit Handicap, GGR 2013
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jeweiligen Verein bzw. die jeweilige Institution ist.
Für über die Hälfte der Befragten ist Inklusion ein
Thema. Dies ist nach Bewertung durch die beglei-
tende Arbeitsgruppe Kultur und Freizeit eine auffal-
lend hohe Anzahl. Hieraus kann abgeleitet werden,
dass in hohem Maße diejenigen geantwortet haben,
für die Inklusion ein Thema ist und andere Vereine
bzw. Institutionen eher keinen Fragebogen ausgefüllt
haben, denn die Aussage „Es ist ein Thema für uns“
kann nicht auf alle Vereine bzw. Institutionen im
Werra-Meißner-Kreis hochgerechnet werden. Bei
etwa jeder fünften Einrichtung, die an der Befragung
teilgenommen hat, gibt es eine direkt zuständige Per-
son für das Thema Inklusion. Die Diskussion in der
Arbeitsgruppe hat hier einen deutlichen Zusammen-
hang zur Größe der Vereine bzw. Institutionen her-
gestellt. Erst ab einer bestimmten Personenanzahl
gibt es bei Einrichtungen oder Anbietern eine Auf-
gabendifferenzierung, zu der dann auch die Zustän-
digkeit für Menschen mit Handicap gehört. Bei
kleinen, ehrenamtlich geführten Vereinen ist dies
i.d.R. nicht der Fall. 
Die Aussagen zur spezifischen Vermarktung von An-
geboten sind gleichzusetzen mit den Angeboten, die
nur für Menschen mit Handicap angeboten werden.
Die Frage nach Begleitpersonen zielt vor allem auf
Menschen mit körperlichen Einschränkungen ab. Bei
ca. 1/3 der Einrichtungen kommen Menschen mit
Behinderung in Begleitung. 

Aktive und passive 
Angebote vorhanden

Zentral für das Thema Inklusion und die Angebots-
formen ist, ob es sich um aktive oder passive Ange-
bote handelt (Abbildung 5), also die Unterscheidung
zwischen Konsumieren (i.d.R. dem Besuch von Kul-
turveranstaltungen) oder der aktiven Teilnahme. Von
den 155 Antworten auf diese Frage gab ca. 1/3 an,

dass es sich um ein aktives Ange-
bot handelt, bei dem Menschen
mit Behinderung aktiv teilneh-
men (z. B. Sport oder Musik). Bei
weniger als 1/3 der Vereine bzw.
Institutionen handelt es sich um
passive Angebote (z. B. Kultur-
veranstaltungen). Die noch feh-
lende „Restmenge“ von etwas
über 1/3 macht weder ein aktives
noch ein passives Angebot. 

Hinweis: Als Angebote werden
sowohl einmalige, wie mehrtä-
gige oder regelmäßige Angebote
nur einmal gezählt, d. h. aus der
Anzahl der Angebote kann kein
Rückschluss auf den Angebots-
umfang in Stunden oder Tagen
vorgenommen werden. Beispiels-

weise zählt das Open Flair als viertägiges Festival ge-
nauso dazu, wie eine einzelne Vortragsveranstaltung
oder regelmäßige (wöchentliche) Sportangebote. 

Die Unterscheidung nach Art der Behinderung basiert
auf Angaben von 88 Vereinen bzw. Institutionen mit
insgesamt 135 Angeboten (Abbildung 6). Die Mehr-
zahl der Angebote wird von Menschen mit körperli-
cher Behinderung, gefolgt von Menschen mit geistiger
Behinderung nachgefragt. Etwas weniger als die
Hälfte der Angebote wird von psychisch kranken
Menschen nachgefragt. Es gab hierbei Mehrfachnen-
nungen der verschiedenen Behinderungsarten. 

Auffallend ist, dass für Menschen mit körperlicher
Behinderung die meisten Angebote vorhanden sind.
Dies wurde nach Diskussion in der Arbeitsgruppe
Kultur und Freizeit vor allem darauf zurückgeführt,
dass dies die größte Gruppe ist (s. Kapitel 3.1) und
das „Merkmal“  körperliche Behinderung von den
Befragten am leichtesten zu erkennen ist. 
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9 Prozent der Teilnehmenden 
haben ein Handicap

In der Summe nutzten fast 4.000 Menschen mit Han-
dicap im Jahr 2012 die von den Vereinen bzw. Insti-
tutionen, die an der Befragung teilgenommen haben,
angebotenen verschiedenen Aktivitäten oder Veran-
staltungen. Dies ist nicht gleichzusetzen mit Teilneh-
merinnen und Teilnehmern oder Besucherinnen und
Besuchern, da jede Person mehrere Veranstaltungen
bzw. Angebote pro Jahr wahrnehmen kann. Auf der
anderen Seite kann die Anzahl der Angebote nicht mit
dem Angebotsumfang gleichgesetzt werden (s. o.).

Die Summe aller Personen, die an den Aktivitäten im
Jahr 2012 teilgenommen haben, beträgt über 46.300.
Folglich beträgt der Anteil an Menschen mit Handicap
fast 9 Prozent. Darin enthalten ist auch das Open Flair
Festival mit ca. 20.000 Besucherinnen und Besuchern
und ca. 750 Menschen mit Handicap.

Der Anteil der Menschen mit Handicap von allen
Teilnehmenden ist bei Ausflügen und Beratungen mit
ca. 50  Prozent besonders hoch. Dies liegt daran, dass
es sich hierbei häufig um spezifische Angebote han-

delt. Im Bereich Kultur und der daran aktiven Teil-
nahme, beträgt der Anteil der Menschen mit Handi-
cap nur etwas über 3  Prozent.

Insgesamt neun der 167 befragten Vereine bzw. Insti-
tutionen machen 26 spezifische Angebote für Senio-
rinnen und Senioren. Die meisten gehören dem Bereich
Freizeitaktivitäten, offene Angebote (z. B. Senioren-
treffen) und Sport an. Diese geringe Anzahl ist darauf
zurück zu führen, dass keine spezifische Befragung für
die Zielgruppe der älteren Personen durchgeführt
wurde, da alle Altersgruppen befragt wurden. Das
Thema ältere Menschen wurde bereits im Masterplan
Daseinsvorsorge im Zeitraum von 2009 bis 2011 be-
trachtet und hat u. a. Eingang in den Altenhilfeplan des
Kreises gefunden. 

Bewertung

Die Arbeitsgruppe Kultur und Freizeit hat mehrfach
diskutiert, ob die Ergebnisse der Befragung im Be-
reich Kultur und Freizeit als gut oder weniger gut zu
bewerten sind. Die folgenden Einschätzungen sind
ausschließlich als qualitative interne Bewertung
durch die begleitende Arbeitsgruppe zu verstehen,

da die Gesamtergebnisse nicht mit
anderen Bewertungen verglichen
werden konnten. Bundesweite Re-
cherchen zum Thema Kultur und
Freizeit im Rahmen der Inklusion
haben gezeigt, dass es keine ver-
gleichbaren Untersuchungen gibt
und der Werra-Meißner-Kreis mit
dem vom Land Hessen geförderten
Modellvorhaben hier eine Pilotun-
tersuchung durchgeführt hat.
Gleichwohl sind einzelne Bewertun-
gen bzw. Einschätzungen durch die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer im
Rahmen der Diskussion erfolgt:

• Integrative oder inklusive 
Angebote? 

Die Art der Angebote konnte nicht so
weit differenziert werden, dass eine
Unterscheidung zwischen integrati-
ven und inklusiven Angeboten mög-
lich ist. Integrative Angebote streben
die Eingliederung oder Öffnung der
jeweiligen Angebote für Menschen
mit Handicap an – versuchen also,
das lange Jahre vorherrschende Tren-
nungsprinzip zwischen Menschen mit
und ohne Handicap durch Einbezie-
hung der Menschen mit Handicap in
die jeweiligen Angebote zu überwin-
den. Es handelt sich dabei,  verein-
facht ausgedrückt, um die Öffnung
bestehender Angebote. 
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Inklusive Angebote sind Angebote, die sich an alle
Menschen, also mit und ohne Handicap, richten,
und es geht hier folglich nicht darum, ein bis dahin
vorhandenes exklusives Angebot zu öffnen. 
In der Praxis ist eine Unterscheidung im Bereich
Kultur und Freizeit zwischen Integration und In-
klusion häufig schwer zu treffen. Bei den hier er-
fassten Angeboten wurde von der Arbeitsgruppe
unterstellt, dass es sich meist um integrative An-
gebote handelt, bei denen eine Öffnung oder der
Zugang auch für Menschen mit Handicap möglich
ist. Auch die spezifischen Angebote, die sich nur
an Menschen mit Handicap richten, sind nicht im
eigentlichen Sinne inklusiv.
Im Ergebnis der Diskussion wurde herausgestellt,
dass auf dem Weg zu mehr Inklusion sowohl inklu-
sive Angebote als  auch die integrativen Öffnungen
vorhandener Angebote einen Beitrag leisten. Es
reicht jedoch nicht aus, nur die Integration der
Menschen mit Handicap in vorhandene Angebote
zu ermöglichen, sondern mit Inklusion sind auch
neue Angebotsformen und Inhalte verbunden. 
�

• Zweifel an der hohen Anzahl an aktiven 
und passiven Angeboten 

Insgesamt überraschte insbesondere die Träger von
Behinderteneinrichtungen die hohe Anzahl an Per-
sonen, die durch die verschiedenen Angebote er-
reicht werden. 
Vor allem bezüglich der Menschen mit mehrfacher
Behinderung sind Vielfalt und Anzahl sehr hoch.
Wenn jedoch alle Menschen mit Handicap als Ziel-
gruppe betrachtet werden und somit 1/4 der Be-
völkerung des Kreises zur Gruppe der Menschen
mit Handicap zählt, sind die Zahlen im Vergleich
zur Gesamtzahl an Angeboten gering.

• Breite räumliche Verteilung

Positiv wurde hervorgehoben, dass die Angebote
über den gesamten Landkreis verteilt und folglich
wohnortnah (Stichpunkt Sozialraum) vorhanden

sind. Hieraus lässt sich keine Aussage
über die Häufigkeit oder die Vielfalt
bzw. Unterschiedlichkeit der Ange-
bote ableiten, jedoch schon das Vor-
handensein dieser Angebote wurde
positiv hervorgehoben. 
�

• Geringe Anzahl an Werbung für
die jeweiligen Angebote

Inklusive oder integrative Angebote
werden kaum beworben, so das Er-
gebnis der Befragung,  und wenn,
dann handelt es sich mehrheitlich
um einen barrierefreien Zugang zu
den jeweiligen Angeboten. Die Ver-
marktung oder Werbung für inklu-

sive Veranstaltungen ist deshalb schwierig, weil
die Gruppe der Menschen mit Handicap als Ziel-
gruppe noch vergleichsweise neu ist und es kaum
Netzwerke oder Strukturen gibt, die von den je-
weiligen Anbietern angesprochen werden können. 

Handlungsbedarf/Strategie 
und Projekte

Erstes vom Land Hessen gefördertes Projekt 
„Ein Mensch – ein Wort“

Im Rahmen des Modellvorhabens wird bereits ein Pro-
jekt gefördert: „Ein Mensch – Ein Wort“. Dabei han-
delt es sich um ein Projekt, das durch verschiedene
künstlerische Formen von Sprache (z. B. Schreiben,
Pantomime, Poetry Slam) unterschiedliche Institutio-
nen wie Schulen, Seniorenheime und Behinderten-
einrichtungen vernetzt und in Begegnung bringt. Es
werden mehrere Workshops im November 2013
stattfinden und zu einer gemeinsamen Abschluss-
präsentation zusammengeführt. 
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Nutzerinteressen noch weitgehend unbekannt

Die bisherigen Ergebnisse haben die Anbieterseite
beleuchtet. Die Nachfrage oder Nutzerseite wurde
nur am Rande mit erfasst. Für die Zukunft soll hier
ein Schwerpunkt gelegt werden. Dies bezieht sich auf
verschiedene Altersgruppen genauso wie auf unter-
schiedliche Arten von Behinderung. Die unter-
schiedlichen Ansätze sollen künftig von der
Arbeitsgruppe Soziale Infrastrukturen im Rahmen der
Fortführung der Arbeit (Verstetigung) koordiniert
werden. Erste konkrete Schritte sind geplant:

• Die Jugendförderung des Werra-Meißner-Krei-
ses will im Rahmen offener Elternabende die El-
tern betroffener Kinder einladen, um über diese
das Interesse der Kinder zu erfragen und ihre An-
gebote darauf ausrichten zu können. 
• Die Werraland Werkstätten e.V. werden ihre
jährliche Befragung der Bewohnerinnen und Be-
wohner und der Beschäftigen in den Werkstätten
dazu nutzen, die Wünsche und Bedürfnisse im Be-
reich Kultur und Freizeit zu erfragen. 

Netzwerke und Strukturen aufbauen

Die fast einjährige Beschäftigung der Arbeitsgruppe
mit dem Thema Inklusion in Kultur und Freizeit hat
einerseits gezeigt, dass es bereits viele Ansätze und
Angebote gibt, andererseits aber auch sehr deutlich
offen gelegt, dass Inklusion am Anfang steht. Eine
besondere Schwierigkeit, die Menschen mit Handi-
cap zu erreichen, bzw. in die Erarbeitung direkt mit
einzubeziehen, liegt darin, dass es kaum Netzwerke
oder verbindliche Organisationsstrukturen gibt. Ein-
zelne Strukturen sind vorhanden, so z. B. Selbsthilfe-
gruppen oder Unterstützer bzw. Vertreterstrukturen,
wie Gesundheitsamt, Seniorenbüro sowie die Träger
der Behinderteneinrichtungen. Weitere informelle
Strukturen, wie beispielsweise bei den Förderschu-
len, sollten bei der Prozessverstetigung verstärkt mit
eingebunden werden. Ein längerfristiges Ziel ist es,
ein Netzwerk aufzubauen, das möglichst die ge-

samte Bandbreite an Men-
schen mit Handicap umfasst.
Hierbei sollen als erster
Schritt die informellen Struk-
turen erfasst und aktiv ein-
bezogen werden. 

Informationen 
zugänglich machen –
Veranstaltungskalen-
der/Wegweiser

Die Ergebnisse haben ge-
zeigt, dass es bereits eine
Vielzahl an Angeboten gibt.
Dies ist jedoch nur wenigen
Akteuren bekannt. Deshalb

soll als kurzfristig umsetzbares Projekt ein gemeinsa-
mer Veranstaltungskalender „Wo läuft was?“ von der
Volkshochschule Eschwege e.V. in Zusammenarbeit
mit den Werraland Werkstätten e.V. entwickelt und
umgesetzt werden. Hierbei sollte geprüft werden, ob
im Sinne eines Wegweisers, auch eine Differenzie-
rung nach Altersgruppen sowie Arten der Behinde-
rung aufgenommen werden. Alternativ sollte ein
Wegweiser „Wo finde ich was?“ und „Für wen ist was
geeignet?“ aufgebaut werden. 

Vermittlungs- und 
Koordinationsstelle einrichten

Viele Anbieter im Bereich Kultur und Freizeit wollen
künftig mehr inklusive Angebote machen, sind dabei
jedoch mit den meisten Fragen (Welche Zielgruppen
sprechen wir an? Wie kann Inklusion in beispiels-
weise einem Sportverein stattfinden? etc.) überfor-
dert. Die Einrichtung einer Vernetzungs- und
Koordinationsstelle könnte hier eine Verbindung der
bereits erfolgreich stattfindenden inklusiven Ange-
bote mit weiteren interessierten Anbietern, die
künftig inklusive Angebote machen wollen, auf-
bauen bzw. anregen. Darüber hinaus könnte die
Vernetzungs- und Koordinationsstelle auch unter-
stützend bei der Erfassung von Nutzerinteressen
tätig werden. Eine weitere Aufgabe besteht darin,
die Vertreterinnen und Vertreter von Einrichtungen
und vorhandenen Strukturen (s. o.) mit den auf An-
bieterseite zuständigen Personen für Inklusion zu-
sammen zu bringen. 

Weitere Projektideen

Im Rahmen der Startveranstaltung sowie bei den dar-
auffolgenden zwei Treffen der Arbeitsgruppe wurden
weitere Projektideen gesammelt, die teilweise von
den Anbietern selbst weiterverfolgt werden oder im
Rahmen des Umsetzungswettbewerbes konkretisiert
und eingereicht werden sollen. 
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Der Themenbereich „Wohnen und Sozialraum“ be-
schäftigt sich mit dem privaten Lebensumfeld. Dazu
gehören der private Wohnraum (i.d.R. die Wohnung)
und das gesamte Wohnumfeld (das Quartier oder der
Ortsteil) – also der öffentliche Raum. Sozialraumori-
entierte Ansätze basieren auf:

• Orientierung am Willen der Menschen
• Unterstützung von Eigeninitiative und Selbsthilfe
• Konzentration auf die Ressourcen und Fähig-

keiten (der Menschen und des Sozialraums)
• Zielgruppen- und bereichsübergreifende 

Sichtweise
• Kooperation und Koordination

Zu dem Themenbereich „Wohnen“ sind im Überein-
kommen der Vereinten Nationen über die Rechte
von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK) die An-
forderung wie folgt formuliert:

• Menschen mit Behinderung können selber 
entscheiden, wo und mit wem sie wohnen.

• Menschen mit Behinderung haben das Recht 
dort zu leben, wo andere Menschen auch 
wohnen.

• Menschen mit Behinderung haben das Recht, 
Angebote in ihrer Stadt oder im Ort zu nutzen.

Herausforderungen und aktueller Stand

Inklusion als Herausforderung für alle

Inklusion bedeutet, dass jeder Mensch in seiner In-
dividualität von der Gesellschaft akzeptiert wird und
selbstverständlich die Möglichkeit hat, in vollem
Umfang an ihr teilzunehmen. Für ein Zusammenle-
ben aller gilt es, Berührungsängste abzubauen und
Normalität im Umgang miteinander zu üben. Ein
Aspekt dabei ist „Aufklärung“ bezüglich verschie-
dener Behinderungsformen, die Entwicklung eines
gemeinsamen Verständnisses von Behinderung, um
Enttabuisierung des Themas zu bewirken. Ein of-
fensiver Umgang mit diesem Thema im Sinne von
Information sollte in der Gesellschaft, in Einrich-
tungen und bei Betroffenen zur Selbstverständlich-
keit werden. 

Das Thema Inklusion muss bei den Menschen im So-
zialraum ankommen. Dies kann nur geschehen,
indem die Bereitschaft hergestellt wird, sich mit dem
Thema auseinanderzusetzen. Eine weitere Heraus-
forderung besteht darin, Menschen, die derzeit nicht
persönlich von Fragen wie Daseinsvorsorge, Alter
und Behinderung betroffen sind, dazu zu bringen,
sich mit dem Thema auseinanderzusetzen.
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Idealerweise sollte der Blick dabei auf die Dorf- und
Stadtteilstruktur gerichtet sein, denn das direkte
räumliche Lebensumfeld prägt das gesellschaftliche
Verständnis aller und hier sollte die Begegnung von
Menschen mit und ohne Handicap zum Alltag gehö-
ren. Dabei gilt es folgende Fragen zu klären: Welche
Gegebenheiten sind nötig, um Menschen mit Behin-
derung ein Leben im Dorf oder Stadtteil zu ermögli-
chen oder zu erleichtern? Welche Unterstützungen
sind bereits vorhanden? Der Blick sollte hierbei nicht
nur auf bauliche Maßnahmen, sondern auch auf
leichte Sprache, Versorgung etc. gerichtet sein. 

Inklusion muss als Entwicklungsprozess verstanden
werden. Notwendig sind Maßnahmen, um einen re-
spektvollen Umgang zu ermöglichen, innerliche Bar-
rieren abzubauen und Ausgrenzung zu vermeiden.

Es geht um die Akzeptanz des „Anderssein“. 

Menschen sind am ehesten bereit, sich für eine Sache
einzusetzen, wenn sie hier einen eigenen Nutzen er-
kennen. Damit stellt sich die Herausforderung zu ver-
deutlichen, was das Dorf/der Stadtteil davon hat, sich
mit Fragen zu Inklusion und Menschen mit Behinde-
rung auseinanderzusetzen. So nutzt eine barrierefreie
Umgebung beispielsweise nicht nur Menschen mit
körperlichen Einschränkungen, sondern auch Eltern
mit Kinderwagen oder älteren Menschen mit einem
Rollator. Diese positiven Effekte für alle gilt es her-
auszustellen.

Verschiedene Aspekte von Infrastruktur müssen be-
achtet werden. Öffentlicher Personennahverkehr
muss gegeben und nutzbar sein, ebenso gehören
Freizeitangebote dazu. Es gibt an vielen Orten schon

unterschiedliche Angebote, die zum Gelingen von In-
klusion beitragen können. Bestehende Angebote
müssen aufgelistet werden und es ist sicherzustellen,
dass Bedarfe und Angebote zusammenfinden. Wei-
terhin sollen sinnvolle Bezüge zwischen den einzel-
nen Angeboten hergestellt werden. 

Um Inklusion zu ermöglichen, bedarf es eines Um-
bauprozesses gewohnter Strukturen. Hierzu ist es
wichtig, Motivation zu wecken, um sich diesen Auf-
gaben zu stellen. Oft können schon durch kleinere
Maßnahmen gute Voraussetzungen für inklusives
Wohnen im Sozialraum geschaffen werden. Wichtig
ist, alle Beteiligten wie Handwerksbetriebe, Unter-
nehmen, Maklerbüros, Wohnungsgesellschaften,
Banken und Verwaltung bezüglich der Thematik und
der damit verbundenen Bedarfe aufzuklären und zu
sensibilisieren. 

Inklusion im Bereich „Wohnen“ bedeutet nicht nur
geeigneten Wohnraum zu schaffen, neben der allge-
meinen Infrastruktur gehören auch Angebote für die
Freizeitgestaltung zum Wohnen dazu. Da es für Men-
schen mit Behinderung oft schwierig ist, Freizeitan-
gebote außerhalb ihres Stadtteils oder Wohnorts zu
erreichen, sind nahegelegene, unterschiedliche Frei-
zeitangebote eine weitere Herausforderung zu inklu-
sivem Wohnen. Hier kann Assistenz unterstützen.
Gleiches gilt auch für Angebote im Bereich Arbeit
und Tagesstruktur.

Was passiert schon?

Im Werra-Meißner-Kreis gibt es vielfältige Angebote
zur Unterstützung und Assistenz für Menschen mit
Beeinträchtigung. Dabei ist eine Konzentration der

44 4.3 Wohnen und Sozialraum



454.3 Wohnen und Sozialraum

Einrichtungen und Dienste in den Orten Eschwege,
Witzenhausen und Hessisch Lichtenau festzustellen. 
In einzelnen Kommunen gibt es schon Projekte, die
durch gezielte Umbaumaßnahmen den bestehenden
Leerstand für den Sozialraum wieder nutzbar ma-
chen. Barrierefreier Wohnraum soll das Leben im
Dorf oder Stadtkern wieder ermöglichen, lebens-
werter machen und erhalten. 

Projekte zur Nahversorgung, wie Marktwert in Dat-
terode, Nahkauf in Netra, die Lädchen für alles in Ab-
terode und Gertenbach sowie das Integrationshotel
Kochsberg in Meinhard-Grebendorf ermöglichen den
Verbleib im ländlichen Raum und schaffen Arbeits-
plätze für Menschen mit und ohne Behinderung.

Es existieren an unterschiedlichen Stellen im Land-
kreis Projekte zur Mobilität, wie z. B. Mobilfalt, Bür-
germobil, was inklusives Wohnen auch außerhalb der
Zentren ermöglicht. 

In dem vom Werra-Meißner-Kreis dargestellten De-
mografiebericht 2011 sind mit Blick auf die Bevölke-
rungsentwicklung Bedarfe und Handlungsem-
pfehlungen definiert, die ebenfalls Anwendung auf
die Fragestellung „Inklusion“ finden können. 

Zum Beispiel: 
• Förderung barrierefreier Angebote bezüglich der 

Erreichbarkeit und Zugänglichkeit von Freizeit- 
und Kultureinrichtungen etc.

• Beteiligung Betroffener an der Planung weiterer 
Angebote und Maßnahmen zum Beispiel in der 
Arbeitsgruppe Teilhabe.

• Die Einbindung von bürgerschaftlichem Engage-
ment über den Ausbau von Nachbarschaftshilfen 
ist im Demografiebericht 2011 des Werra-
Meißner-Kreises ebenfalls dargestellt, wie 
beispielsweise die Gründung des „Netzwerkes 
Ringgau 2011“ zur generationenübergreifenden 
Nachbarschaftshilfe.

Inklusion soll durch einen Hilfe-Mix aus professio-
nellen Diensten, bürgerschaftlichem Engagement
und Selbstorganisation gelingen.

Bedarfe

Ausgehend von dem Ansatz der personenzentrierten
Orientierung und den Forderungen der UN-Behin-
dertenrechtskonvention sind die Bedürfnisse grund-
sätzlich im Einzelfall zu betrachten. Übergreifend
können jedoch folgende grundsätzliche Anforderun-
gen festgehalten werden:

• Eine wichtige Voraussetzung zur gelingenden 
Inklusion im Bereich Wohnen ist zunächst 
das Vorhandensein von bezahlbarem barriere-

freiem Wohnraum. Hier fehlten derzeit noch 
Angaben über die aktuellen Angebote, 
Planungen sowie die Nachfrageseite (Wer 
fragt wo barrierefreien Wohnraum nach?).

• Gestaltung einer barrierefreien Infrastruktur (in 
verschiedenen Dimensionen: baulich, leichte 
Sprache, öffentlicher Personennahverkehr). Ein 
erster Schritt soll in Verantwortung von Kreis 
und Kommunen bei öffentlichen Bauvorhaben 
künftig geleistet werden, in dem bei jedem Bau-
vorhaben geprüft wird, wie hoch ggf. Mehrkosten
für einen barrierefreien Umbau sind. Damit wird
eine Entscheidungsgrundlage zur Verfügung 
gestellt, die in die Abwägung standardmäßig 
mit einbezogen werden soll. 

• Schaffung von verschiedenen Freizeitangeboten,
an denen eine gemeinsame Teilnahme von 
Menschen mit und ohne Behinderung möglich 
ist (s. Kapitel Kultur und Freizeit).

Handlungsempfehlungen 
und Maßnahmen

Die dargestellten Handlungsempfehlungen umfassen
ganz unterschiedliche Aspekte und reichen damit von
Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung und Einstel-
lung in der Gesellschaft bis hin zu konkreten Pla-
nungsempfehlungen und Projekten. Sie basieren auf
mehreren Diskussionen im Rahmen der Arbeitsgruppe
Wohnen und Sozialraum, die mit Beteiligung von Be-
troffenen, Vertretern von Selbsthilfegruppen sowie
Trägern und weiteren Akteuren stattgefunden
haben. Als entscheidende Voraussetzung wurde
dabei definiert:

„Inklusion im Wohnen kann nur gelingen, wenn
Menschen aufeinander zugehen und bereit sind, sich
füreinander einzusetzen.“
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Der Arzt und andere Helfer im Haus
Wohn � und Betreuungsprojekt in Netra, Gemeinde Ringgau, 
Werra-Meissner-Kreis

Steckbrief
Modellprojekt Masterplan Inklusion 
des Werra-Meissner-Kreises
Arbeitsgruppe Wohnen

Planung
foundation 5+ architekten BDA, Kassel

Konzept
Vorgesehen ist eine Verbindung zwischen der 
räumlichen Struktur der Hausarztpraxis und 
einem in der unmittelbaren Nachbarschaft neu zu 
schaffenden, räumlich verbundenen Wohn- und 
Betreuungsangebot. Aus den zahllosen Beobach-
tungen innerhalb der bestehenden Hausarztpraxis 
lässt sich der Bedarf der Bevölkerung nach Kom-
munikation und Begegnung direkt ableiten. Es 
vergeht keine Praxisöffnungszeit, in der sich nicht 
das Wartezimmer zu einem Kommunikationsraum 
wandelt.
Dieses Phänomen nutzen wir und verbinden die 
Funktion �Wartezimmer� mit den Funktionen �Be-
gegnung�; �Beratungs- und Anlaufpunkt� und 
�Kommunikations- oder Gesprächsraum�. 
Vorgesehen ist die Erhöhung der Attraktivität 
dieses Ortes, in dem wir neben dem reinen War-
tezimmer ein Begegnungscafé erstellen (siehe 
Planungszeichnungen im Anhang).In diesem Be-
gegnungscafé soll durch den ortsansässigen Bä-
cker ein Kaffee- und Getränkeangebot vorgehalten 
werden. In dem angrenzenden Verkaufsraum wer-
den die Bäckereiartikel verkauft. Auf der gegenü-
berliegenden Seite ist der Zugang zu den angren-
zenden Praxisräumen. Neben dem Bäckerladen 
führt der Flur in den sich anschließenden Wohn- 
und Beratungsbereich.
Durch diese räumliche Struktur übernimmt der 
neugestaltete Wartebereich neben den oben be-
nannten Funktionen auch noch die Funktion als 
eine Art �Membran� zwischen der Praxis, dem 
Laden, dem Wohnbereich und dem öffentlichen 
Raum.
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Maßnahmen zur 
Bewusstseinsbildung

• Öffentlichkeitsarbeit zur Bewusst-
seinsbildung in der Gesellschaft, 
z. B. durch Informationsveranstaltun-
gen, Veranstaltungen im Rahmen
vom Modellvorhaben „Demografi-
scher Wandel - Region schafft 
Zukunft“(2009 bis 2011).

• Durch Beteiligung Betroffener an
Planungen und in Gremien.

• Durch Öffentlichkeitsarbeit; 
beispielsweise „Tag der offenen Tür“;
der Leistungsanbieterinnen und 
Leistungsanbieter.

Einstellung gegenüber Menschen mit
Beeinträchtigung verändern; Behinderung enttabui-
sieren. Hier sollen Möglichkeiten aufgezeigt werden,
wie und wo ein Mensch mit Handicap seine Fähig-
keiten und Stärken für andere einsetzen und nutzbar
machen kann. Dadurch kann der Öffentlichkeit
transparent gemacht werden, dass Beeinträchtigun-
gen und Fähigkeiten sich nicht gegenseitig aus-
schließen und so eine Teilhabe in der Gesellschaft/im
Sozialraum möglich sind.

Selbstbestimmung

Insbesondere im Wohnen, dem Bereich, in dem sich
das private Leben abspielt, ist Selbstbestimmung ein
wesentlicher Faktor für Lebensqualität. Das bedeutet,
Menschen mit Beeinträchtigungen sollen, ausgehend
von der eigenen Lebensplanung, den Wünschen, Be-
dürfnissen und Möglichkeiten, ihren Wohnort als Le-
bensmittelpunkt selbst bestimmen können. 

Aspekte für künftige Wohnkonzepte

Eine Handlungsempfehlung besteht darin, folgende
Aspekte für künftige Wohnkonzepte zu beachten:

• Welcher Bedarf an Hilfe und Assistenz ist 
erforderlich?

- Hilfen rund um die Uhr?
- Pflegerische Hilfen/medizinische Hilfen?
- Psychosoziale Hilfen?
- Netzwerkhilfen?

• Bei der Planung zum Wohnen sind auch die
weiteren Lebensbereiche zu berücksichtigen, wie
Arbeit, sinngebende Tätigkeit, Gestaltung der Ta-
gesstruktur und auch Freizeitangebote. Möglich-
keiten für Begegnung sollen unter Einbeziehung
aller Akteure vor Ort (Gemeinde, Kirche, Vereine,
Einzelhandel, Handwerk) gestaltet werden.

• Infrastrukturelle Bedingungen im Wohnumfeld
müssen so gestaltet sein, dass sowohl die Selbst-
versorgung als auch soziale Kontakte ermöglicht
werden.

• Bei Baumaßnahmen usw. sollen immer die Kri-
terien der Barrierefreiheit berücksichtigt werden.
So kann sukzessive mehr Raum für inklusives
Wohnen geschaffen werden. Dabei sollen barrie-
refreie Wohnräume an unterschiedlichen Orten in
differenzierten Settings realisiert werden, um ge-
zielt auf unterschiedliche Bedarfe und Wünsche
zu Lebensformen und Lebensgestaltung eingehen
zu können.

Vernetzung

Ausgehend von Angeboten und Maßnahmen, die be-
reits existieren sowie den unterschiedlichen Bedar-
fen gilt es, die Bedingungen jeweils vor Ort zu
erkennen und kreative Ideen zu entwickeln. Hierzu
ist es wichtig, dass alle Akteure (Kreis, Städte, Ge-
meinden, Leistungserbringer, Betroffene, Ehrenamt-
liche, Interessierte, …) zusammenarbeiten. Dabei
besteht im Werra-Meißner-Kreis durch die Über-
schaubarkeit und die Verbindung der einzelnen Ak-
teure eine positive Grundlage, die es zu nutzen gilt.
Potenziale zusammenbringen (z. B. Leerstand von
Wohnraum für alternative Wohnformen nutzen),
auch hierzu sind im Demografiebericht 2011 über
das Leerstandskataster Ansätze beschrieben.

Ein wesentliches Element der Vernetzung ist, Pro-
jektideen zu kommunizieren, damit gute Ideen auch
an anderen Stellen verwirklicht werden können. Dies
soll u. a. mit der Machbarkeitsstudie zu dem Projekt
„Generationsübergreifende Nachbarschaftszentren
im ländlichen Raum, Café–Wartezimmer“ in Netra
erfolgen.
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Weitere Themen

Neben den inhaltlichen, baulichen und infrastruktu-
rellen Handlungsfeldern gilt es auch, das Thema
Fachkräftemangel im Blick zu haben. Dies bezieht
sich sowohl auf die ärztliche Versorgung als auch auf
Fachkräfte im sozialen, pädagogischen und pflegeri-
schen Bereich.  Zu möglichen Maßnahmen auf die-
sem Gebiet gehören Projekte zu Vereinbarkeit von
Familie und Beruf sowie weitere im Demografiebe-
richt unter dem Handlungsfeld „Wirtschaft“ be-
schriebene Ansätze.

Projekte

Machbarkeitsstudie zu dem Wohnkonzept: „Genera-
tionsübergreifende Nachbarschaftszentren im ländli-
chen Raum, Café–Wartezimmer“ in Netra (Abbildung
S. 46).

Mobilität fördern

Der Personenkreis, der unter der Überschrift Inklu-
sion besondere Berücksichtigung finden soll, ist häu-
fig auf öffentlichen Personennahverkehr angewiesen,
um mobil zu sein. In bestimmten Regionen bzw. zu
verschiedenen Zeiten, sind die bestehenden Ange-
bote hier nicht dem Bedarf entsprechend. Daher gilt
es, bedarfsgerechte zusätzliche Angebote zur Mobili-
tät zu entwickeln und geschaffene Angebote, wie z. B.
Bürgermobil, Mobilfalt zu unterstützen. Nur so kann
sichergestellt werden, dass auch inklusives Wohnen
außerhalb der größeren Städte des Werra-Meißner-
Kreises gelingen kann.

Informationsstelle

In den unterschiedlichsten Gesprächsrunden zum
Thema Inklusion wurde immer wieder der Bedarf
nach einer koordinierenden Informationsstelle deut-
lich. Hier sollen bestehende Angebote und Informa-
tionen bereitgestellt, wie auch der Kontakt zu
möglichen Beratungsstellen für Fragen rund um das
Thema Inklusion vermittelt werden. Dies ist im De-
mografiebericht des Wera-Meißner-Kreises 2011
ebenfalls dargestellt.
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Die nachfolgend dargestellten Inhalte sind das Er-
gebnis einer seit vielen Jahren sehr engen Koopera-
tion der verschiedenen Träger aus dem Bereich
Teilhabe am Arbeitsleben im Werra-Meißner-Kreis.
Im letzten Jahr, während der Erarbeitung des Ma-
sterplans Inklusion wurde diese Kooperation über
verschiedene Treffen und Veranstaltungen sowie
konkrete Vereinbarungen sehr intensiviert fortge-
führt. 

Herausforderungen

Inklusion strebt die selbstbestimmte Teilhabe von
Menschen mit Handicaps in allen Lebensbereichen
an. Für die Bereiche Arbeit und Beschäftigung sind
dies ein Paradigmenwechsel und eine große Heraus-
forderung. In der zweiten Hälfte des vergangenen
Jahrhunderts wurden Einrichtungen, Werkstätten,
Beratungsstellen, Wohnheime usw. für behinderte
Menschen eingerichtet und weiter entwickelt. Men-
schen wurden aufgrund ihres Handicaps aus den all-
täglichen gesellschaftlichen Zusammenhängen und
Abläufen herausgenommen, somit isoliert und dis-
kriminiert. Es fand und finden immer noch Klassifi-
zierungen nach Art und Schwere der Behinderungen
statt. Diskriminierung aufgrund von Behinderung in

allen Angelegenheiten in Zusammenhang mit Be-
schäftigung und Arbeit zu verhindern und zu verbie-
ten, ist ein Ziel der UN-Resolution. In den letzten
zehn Jahren wurden in der Behindertenhilfe bereits
neue Wege und Arbeitsformen in Richtung Inklusion
in Deutschland und im Werra-Meißner-Kreis einge-
schlagen. Dieser Weg soll fortgeführt und mit regio-
nalen und überregionalen Organisationen,
Unternehmen und einzelnen engagierten Akteurin-
nen und Akteuren weiterentwickelt werden.

Aktueller Stand im 
Werra-Meißner-Kreis

Aufgrund der demografischen Entwicklung mit Alte-
rung und deutlichem Bevölkerungsrückgang stehen
die Menschen, die Gemeinden und Einrichtungen
sowie der Landkreis vor neuen Herausforderungen.
Die Folgen des demografischen Wandels sind im
Landkreis sichtbar und spürbar. Leerstehende Häuser
und gewerbliche Immobilien sind die sichtbaren Ver-
änderungen, genauso wie zurückgehende Kinder-
zahlen, die Zunahme von älteren Menschen mit
Folgen für Schulen, Vereinen und andere gesell-
schaftliche Bereiche.
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Zu den Erwerbsfähigen, die unter dem Aspekt „Teil-
habe am Arbeitsleben“ vor allem von Interesse sind,
zählen knapp 6.500 Menschen mit Wohnsitz im
Werra-Meißner-Kreis (Quelle: Erwerbsinklusion von
Schwerbehinderten im Werra-Meißner-Kreis, März
2013). Das entspricht einer Schwerbehinderungs-
quote von 6,2 Prozent bei den Menschen im Er-
werbsalter. Hierzu zählen Menschen, 

• die schwerbehindert sind, d. h. bei denen das
Versorgungsamt einen Grad der Behinderung 
von 50 bis 100 Prozent festgestellt hat oder 
die gleichgestellt sind und
• im erwerbsfähigen Alter 
(15 Jahre bis 65 Jahre) sind.

Zusätzlich gibt es weitere Personen, die in den Werk-
stätten für behinderte Menschen (WfbM) arbeiten,
jedoch nicht vom Versorgungsamt anerkannt sind,
deren genaue Anzahl ist unbekannt.

Im Vergleich der Altersgruppen wird deutlich, dass 

• das Risiko, schwerbehindert zu werden, deut-
lich korreliert mit dem Lebensalter und
• die überwiegende Zahl der Schwerbehinderten
im erwerbsfähigen Alter älter als 45 Jahre ist,
nämlich 4.392 Menschen bzw. 68,4 Prozent,
(Abbildung 1).

Auch in der Arbeitswelt sind die demografischen Ver-
änderungen spürbar. Der Rückgang der Bevölkerung
in Verbindung mit einer Zunahme älterer Bevölke-
rungsgruppen führt zu Fachkräftemangel bei Hand-
werk, Dienstleistung und produzierendem Gewerbe.
Diese Entwicklung wird sich voraussichtlich noch ver-
stärken, da die Altersgruppe der unter 60-jährigen
überproportional zurückgehen wird und gleichzeitig
die über 60-jährigen ansteigen werden. Diese erst
einmal negative Perspektive bietet aber auch neue
Möglichkeiten und Chancen zur Teilhabe am Ar-

beitsleben für Menschen mit Handicaps. Bei gutem
Fachkräfteangebot und vielleicht auch noch schlech-
ter Wirtschaftslage haben Menschen mit Behinde-
rung kaum Möglichkeiten, ihre Fähigkeiten in den
allgemeinen Arbeitsmarkt einzubringen. Dies bele-
gen aktuelle Zahlen der Agentur für Arbeit. Im Januar
2013 waren 358 Menschen im Werra-Meißner-Kreis
mit einer anerkannten Schwerbehinderung arbeits-
los. Das sind knapp 10 Prozent der insgesamt ar-
beitslos gemeldeten Menschen. Da der Anteil der
schwerbehinderten Menschen mit zunehmendem
Alter steigt, beträgt der Anteil der über 50-jährigen
schwerbehinderten Menschen an den über 50-jähri-
gen Arbeitslosen im Rechtskreis SGB II fast 15 Pro-
zent bzw. 122 Personen. 

Allgemein wird davon ausgegangen, dass die Be-
schäftigtenquote von Menschen mit Handicap gerin-
ger ist als von Nicht-Behinderten. Folglich ist der
Anteil der arbeitslosen Menschen mit Behinderung
aufgrund der geringeren Beschäftigtenquote voraus-
sichtlich deutlich höher, als der Anteil der arbeitslo-
sen Nicht-Behinderten. 

Teilhabe am Arbeitsleben

Im Bereich der Teilhabe am Ar-
beitsleben in der Behindertenhilfe
gibt es im Werra-Meißner-Kreis drei
Vereine, die in den vergangenen
Jahrzehnten professionelle Struktu-
ren in der Region aufgebaut und
seit einigen Jahren auch den Weg in
Richtung Inklusion eingeschlagen
haben. Sie sind in die Struktur und
den gesellschaftlichen Entwicklun-
gen des Landkreises verankert und
eingebunden.
Insgesamt sind ca. 625 Personen im
Arbeitsbereich der WfbM (Werra-
land Werkstätten und Aufwind) und
in außerbetrieblichen Ausbildungs-
maßnahmen bei Lichtenau e. V.
oder den Integrationsfirmen der drei
Einrichtungen beschäftigt. Hinzu
kommen ca. 80 Personen, die eben-
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Abbildung 1: Verteilung von Behinderungen nach Altersgruppen im Werra-Meißner-Kreis, 
Stand 31.12.2011. Nach Hessischem Statistischem Landesamt Wiesbaden 2012, S. 8/9.



falls in den Werkstätten in zeitlich begrenzten Be-
rufsbildungsbereichen beschäftigt sind, bzw. an Maß-
nahmen teilnehmen. In der Summe sind insgesamt
über 700 Menschen mit Handicap im Werra-Meiß-
ner-Kreis in den drei Vereinen sowie den Integrati-
onsbetrieben beschäftigt. Dabei eingeschlossen sind
auch Personen mit dem Status Werkstattbeschäftigte,
die im Außenbereich (Außenarbeitsplätze, betriebs-
integriertes Beschäftigungsverhältnis, Integrations-
projekt) beschäftigt sind. 

Die Werkstätten für behinderte Menschen sowie der
Integrationsbetrieb sind:

• Die Werraland Werkstätten e. V. 

... mit Hauptsitz in Eschwege sind eine Einrich-
tung der Eingliederungshilfe. Als anerkannte
Werkstatt für behinderte Menschen verstehen
sich die Werraland Werkstätten zusammen mit
ihrer Tochtergesellschaft der Werraland-Dienst-
leistungsgesellschaft als Werkstatt für angepasste
Arbeit und Agentur für persönliche Begleitung.
Zielgruppen sind Menschen mit geistigen und
körperlichen Handicaps. Ca. 370 Menschen in
den Werkstätten und ca. 50 Menschen in der
Dienstleistungsgesellschaft haben dort zur Zeit
Beschäftigung und Arbeit.

• Aufwind-Verein für seelische Gesundheit e. V. 

... ist der Träger der Gemeinnützigen Werkstatt
Eschwege (GWE) und des Integrationsfachdien-
stes (IFD) für den Werra-Meißner-Kreis. Die
GWE ist ebenfalls eine anerkannte Werkstatt
für behinderte Menschen und bietet an drei
Standorten im Landkreis Arbeit und Beschäfti-
gung für Menschen mit seelischen Beeinträchti-
gungen. Zurzeit arbeiten ca. 170 Menschen in
der GWE. Der IFD betreut im Auftrag des Inte-
grationsamtes vom Landeswohlfahrtsverband
schwerbehinderte und gleichgestellte Menschen
in den Betrieben, Verwaltungen und Dienstlei-
stungsanbietern und steht Arbeitgebern bei
allen Fragen im Zusammenhang mit Arbeit und
Behinderung beratend zur Seite. Bei Interesse
können auch erwerbslose schwerbehinderte
Menschen über 50 Jahre im Rahmen der „In-
itiative Inklusion Handlungsfeld III“ in Jobs 
vermittelt werden.

• Lichtenau e. V. 

... ist ein Verein mit Hauptsitz in Hessisch Lich-
tenau, der in Bereichen der beruflichen Rehabili-
tation und der überbetrieblichen Ausbildung für
körperbehinderte und lernbehinderte Jugendli-
che und junge Erwachsene tätig ist. Nach Mög-
lichkeit findet die Fachpraxis in Betrieben der
Region statt. Von daher verfügt Lichtenau e.V.

über langjährige Erfahrungen in der Kooperation
mit Handwerksbetrieben und Dienstleistern. Zur
Zeit werden ca. 70 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer in den Maßnahmen begleitet. Das Aus-
bildungsangebot von Lichtenau e. V. orientiert
sich an den Bedingungen des allgemeinen Ar-
beitsmarktes. Die Rahmenpläne richten sich
nach den Vorgaben des Berufsbildungsgesetzes
und der zuständigen Industrie- und Handels-
kammer in Kassel. 

Um die Möglichkeiten
der Eingliederung von
Menschen mit Behinde-
rung auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt zu
verbessern, gründeten
die drei Sozialunterneh-
men - Werraland Werk-
stätten e.V., Aufwind e.V.
und Lichtenau e.V. - ei-
gene Integrationsunter-
nehmen. Dies sind
marktorientierte soziale
Unternehmen, die sich
dem Wettbewerb mit
anderen Firmen stellen
müssen und den Mecha-
nismen des allgemeinen
Arbeitsmarktes unterlie-
gen. Maximal 50 Prozent
der Personalstellen kön-
nen mit Menschen mit Behinderung dauerhaft und
sozialversichert besetzt werden. Die Entlohnung er-
folgt nach tarifrechtlichen oder ortsüblichen Vorga-
ben. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben die
vollen Arbeitnehmerrechte. Alle drei Unternehmen
bieten unterschiedliche Arbeitszeitmodelle (Voll-,
Teilzeit oder stundenweise Beschäftigung) an, spe-
ziell abgestimmt auf die individuelle Leistungsfähig-
keit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Integrationsfirmen haben gemäß § 132 SGB IX die
berufliche Eingliederung von Menschen mit Schwer-
behinderungen in das Arbeitsleben als Ziel:

• In der Werraland-Beschäftigungsgesellschaft
GmbH (WeBeG) 

... arbeiten zur Zeit 111 Menschen, davon 44
Prozent mit einer Schwerbehinderung. Die
WeBeG ist in den Bereichen Gebäudereinigung,
Hotellerie und Gastronomie aktiv. Die WeBeG
betreibt eine Großküche mit angeschlossenem
Restaurant, eine Essbar in der Innenstadt von
Eschwege und ein Sterne-Hotel mit Restaurant.
Das Sterne-Hotel „Kochsberg“ gehört zum in-
ternationalen Verbund der Embrace Hotels, die
Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderung in
der Hotelbranche schaffen.
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• Die Integrationsfirma „stellenwert GmbH“ 

... ein Tochterunternehmen des Vereins Aufwind
e.V. betreibt fünf Lebensmittelmärkte im Land-
kreis. In der „stellenwert GmbH“ arbeiten zur Zeit
50 Menschen, von denen 50 Prozent eine Schwer-
behinderung haben. Mit den Lebensmittelmärkten
wird ein Grundsortiment an Lebensmitteln für die
Menschen in der ländlichen Region angeboten und
gleichzeitig Arbeitsmöglichkeiten für Menschen
mit Handicaps geschaffen. Diese Stellen sollen
nach Möglichkeit langfristig gesichert werden. 

• Die Integrationsfirma „Lichtblick“ 

... ein Tochterunternehmen des Vereins Lichtenau
beschäftigt zur Zeit 13 Personen in den Berei-
chen Digital- und Großformatdruck sowie Layout
und Design. 50 Prozent der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter haben eine Schwerbehinderung.
Im Integrationsunternehmen „Lichtblick“ arbei-
ten unter anderem Menschen, die in Behinder-
teneinrichtungen sind oder waren und infolge
ihrer Behinderung in der Regel keine Möglichkeit
haben, andere Arbeitsplätze zu finden. Auf 750
Quadratmetern Fläche wird mit neuster Technik
nach hohen Qualitätsstandards produziert.
„Lichtblick“ hat sich im Laufe der Zeit zu einem
"multimedialen Dienstleister" entwickelt.

Was passiert aktuell 
– Zwischenergebnisse

Im Herbst 2012 haben sich die Werraland Werk-
stätten e. V., Aufwind – Verein für seelische Ge-
sundheit e. V. und Lichtenau e. V. zum Projekt
„Zukunft Arbeit“ zusammen geschlossen. Im Rah-
men von „Zukunft Arbeit“ wollen die drei Vereine bis
zum Jahr 2020 insgesamt weitere 100 Menschen mit
Handicaps im allgemeinen Arbeitsmarkt integrieren.

Im November 2012 fand die Auftaktveranstaltung für
das Projekt in der Europa-Akademie in Meinhard-
Grebendorf statt. Eingeladen waren Handwerksbe-
triebe, Dienstleister, produzierende Betriebe, die
Industrie- und Handelskammer, die Agentur für Ar-
beit, kommunale Verwaltungen, Banken und weitere
Interessierte. Die Resonanz auf die Einladung war
gut. Anhand der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
wurde sehr deutlich, dass die drei Vereine in der Re-
gion bereits sehr intensiv vernetzt und verankert sind.
Das ist die Grundlage, um das ehrgeizige Ziel bis zum
Jahr 2020 erreichen zu können. Den Gästen wurden
bei der Auftaktveranstaltung die Ideen, Ziele und
Umsetzungsmöglichkeiten zum Projekt „Zukunft Ar-
beit“ vorgestellt. Ein Schwerpunkt lag in der Darstel-
lung der verschiedenen vertragsrechtlichen
Möglichkeiten, die die Werkstätten für behinderte
Menschen haben, um Menschen mit Beeinträchti-

gungen am allgemeinen Arbeitsleben außerhalb der
Werkstätten die Teilhabe zu ermöglichen. Weiterhin
wurde an diesem Abend ein Praxisbeispiel aus der
Region Fulda vorgestellt und es blieb genügend Zeit,
um miteinander ins Gespräch zu kommen.

Bei der zweiten Veranstaltung im März 2013 in der
Orthopädischen Klinik in Hessisch Lichtenau-Fürsten-
hagen bekamen die interessierten Unternehmerinnen
und Unternehmer ausführliche Informationen über
Fördermöglichkeiten der Agentur für Arbeit. Weiter-
hin wurde über die Kooperationsmöglichkeiten mit
Betrieben von Lichtenau e. V. bei der überbetriebli-
chen Ausbildung von Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen informiert.

Nach einem Jahr bereits 16 
neue Beschäftigungen im 
allgemeinen Arbeitsmarkt
Über die bestehenden Kontakte zu Betrieben und
Dienstleistern konnten von November 2012 bis Ok-
tober 2013 bereits 16 Menschen mit Handicap Be-
schäftigung im allgemeinen Arbeitsmarkt finden.
Diese positive Entwicklung im ersten Jahr trägt zum
Optimismus bei, um das gesteckte Ziel bis zum Jahr
2020 erreichen zu können.
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Ein weiterer Schwerpunkt bei „Zukunft Arbeit“ lag
im vergangenen Jahr in der Diskussion und Erarbei-
tung von effektiven Arbeitsstrukturen. Nach intensi-
ven Überlegungen, Recherchen und Diskussionen
wurde auf die Gründung eines neuen Vereins oder
einer GmbH für das Projekt „Zukunft Arbeit“ ver-
zichtet. Mit den vorhandenen personellen und sach-
lichen Ressourcen der beteiligten Vereine soll
„Zukunft Arbeit“ umgesetzt werden. Die Fachkräfte
der drei Vereine für die berufliche Integration treffen
sich monatlich, um aktuelle Fragen und Themen zu
erörtern und die kontinuierliche Arbeit zu koordinie-
ren und zu dokumentieren. Alle drei Monate finden
Koordinierungsgespräche mit den geschäftsführen-
den Vorständen der drei beteiligten Vereine statt.
Dabei werden Projekte und Strategien und die kon-
tinuierliche Arbeit für „Zukunft Arbeit“ besprochen
und untereinander abgestimmt.

Erwartete künftige Entwicklungen

Für die nächsten zehn Jahre kann davon ausgegangen
werden, dass auch im Werra-Meißner-Kreis der bun-
desweite Trend hin zu einem wachsenden Anteil der
schwerbehinderten Menschen an der Gesamtzahl der
Erwerbsfähigen aus demographischen Gründen wirk-
sam wird: „Denn in den kommenden zehn Jahren
werden zunehmend Menschen aus den geburten-
starken Alterskohorten der Wirtschaftswunderjahre
in die Altersgruppe von 50 bis unter 65 Jahre eintre-
ten. In dieser Altersgruppe ist ein vergleichsweise
hoher Anteil der Menschen schwerbehindert (s. Ab-
bildung 1). Bleibt das Schwerbehinderungsrisiko in-
nerhalb der Altersgruppen gleich, wird allein
aufgrund dieses Effekts die Zahl schwerbehinderter
Menschen im erwerbsfähigen Alter bis zum Jahr 2021
um 10 Prozent höher liegen als 2005“ (s. Bundes-
agentur für Arbeit: Aktueller Report für Kreise und
kreisfreie Städte, Jan. 2013, S. 3).

Projekte und Strategien

Die Teilhabe am Arbeitsleben von Menschen mit
Handicap ist für Betriebe, Dienstleister und Unter-
nehmen keine zusätzliche Belastung. Alle Menschen
sind unterschiedlich, haben ihre eigenen Stärken, Fä-
higkeiten und auch Schwächen. Deshalb sollten nicht
ganze Gruppen von Menschen separiert und ausge-
grenzt werden. Das ist der Anspruch der UN-Behin-
dertenkonvention und auch für das Projekt „Zukunft
Arbeit“. Um diesem Ziel näher zu kommen, muss
diese Grundhaltung von den beteiligten Menschen
angenommen werden. Das braucht Zeit und kann
nicht erzwungen oder aufgesetzt werden.

Deshalb liegt eine Strategie von „Zukunft Arbeit“ in
der stetigen Bereithaltung von Informationen für alle
Beteiligten. Ende Oktober 2013 soll der erste
Newsletter von „Zukunft Arbeit“ fertig gestellt sein
und wird dann per Email verteilt. In dem Newsletter,

der viermal im Jahr erscheinen soll, wird immer aus
der Praxis und an einem Beispiel über die Eingliede-
rung eines Menschen mit Handicap berichtet. Wei-
terhin gibt es aktuelle Informationen aus der
Sozialpolitik und „Zukunft Arbeit“.

Unternehmerinnen und Unternehmer müssen das
Gefühl und die Sicherheit bekommen, dass die Be-
schäftigung von Menschen mit Behinderungen in
ihren Betrieben nicht zwangsläufig eine zusätzliche
Belastung sowohl in personeller wie auch in sachli-
cher Form bedeutet. Das bedeutet, dass die drei Ver-
eine bei Bedarf fachliche Betreuungen vor Ort in den
Betrieben zur Verfügung stellen und bürokratische
Aufgaben bei Förderantragen und sonstigem Schrift-
verkehr übernehmen. Dies ist eine weitere Strategie
von „Zukunft Arbeit“.

Bei „Zukunft Arbeit“ geht es nicht nur um die Ver-
mittlung von Menschen mit Handicap in den ersten
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Arbeitsmarkt, also Arbeitsverhältnisse mit Arbeits-
vertrag und dem Status Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber. Es geht um die Teilhabe am Arbeitsleben. Das
kann auch der zweite Arbeitsmarkt sein. Dazu haben
insbesondere die Werkstätten für behinderte Men-
schen noch die Möglichkeiten der betriebsintegrier-
ten Beschäftigungsplätze. Dabei bleiben die
Menschen mit Handicap Beschäftigte der Werkstatt.
Durch besondere vertragliche Regelungen können
diese Beschäftigten in Betrieben und Unternehmen
arbeiten, sind ein Teil des wertschöpfenden Arbeits-
lebens. Teilzeitbeschäftigungen sind in diesem Rah-
men ebenso möglich wie auch die Kombination aus
Betrieb und Werkstatt, z. B. drei Tage Arbeit im Be-
trieb und zwei Tage in der Werkstatt. Bei der über-
betrieblichen Förderung und Ausbildung bei
Lichtenau e. V. gibt es ebenfalls vielfältige Gestal-
tungsmöglichkeiten zur Kooperation mit Betrieben
und Unternehmen.

Um „Zukunft Arbeit“ für alle Beteiligten zukünftig
einfacher und transparenter dokumentieren und ein-
sehen zu können, soll eine Internetplattform ge-
schaffen werden. Dazu wird zur Zeit nach
kostengünstigen Lösungen gesucht.

Ausblick

Werraland Werkstätten e. V., Aufwind-Verein für see-
lische Gesundheit e. V. und Lichtblick e. V. verfügen
über sehr viele Erfahrungen bei der Förderung und
Integration von behinderten Menschen in das Ar-
beitsleben und haben sich stets weiter entwickelt.
Sie verfügen über gute Kontakte zu Betrieben und
Unternehmen in der Region und sind in die gesell-
schaftspolitischen Entwicklungen und Diskussionen
des Landkreises verankert und eingebunden.

Bei der Inklusion von Menschen mit Behinderung in
den allgemeinen Arbeitsmarkt wird es in den näch-
sten Jahren darum gehen, die bereits gemachten po-
sitiven Ansätze weiter zu entwickeln. Unternehmer-

innen und Unternehmen sind dabei wichtige Multi-
plikatoren, die ihre Erfahrungen und Eindrücke an
andere Betriebe und Dienstleister weiter geben kön-
nen. So könnte ein Netzwerk entstehen, dass die
Umsetzung der UN-Behindertenkonvention anstrebt.
Die Möglichkeit zur Teilhabe am allgemeinen gesell-
schaftlichen Arbeitsleben für Menschen mit Handi-
cap sollte das Leitbild sein.

Ziel sollte es sein, die Arbeitslosigkeit von behin-
derten Menschen auf das Niveau von nichtbehin-
derten  Menschen zu senken. Um diesem Ziel näher
zu kommen, wird es immer wieder nötig sein, die
Arbeit und die strategische Ausrichtung von „Zu-
kunft Arbeit“ zu reflektieren. Die vorhandenen
Strukturen weiter auszubauen bzw. unter Umstän-
den anzupassen, wird die Herausforderung bleiben.
Die Werkstätten, die berufliche Rehabilitation bei
Lichtenau e. V. und der Integrationsfachdienst bie-
ten vielfältige Möglichkeiten der Förderung und Un-
terstützung, um die Teilhabe von Menschen mit
Handicaps am Arbeitsleben in unserer Gesellschaft
selbstverständlicher werden zu lassen.

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, dass Be-
triebe, Handwerker und Dienstleister offen und be-
reit sind, Menschen mit Handicap eine Chance im
„normalen“ Arbeitsleben zu geben. Aufgrund der de-
mografischen Entwicklung im Landkreis wird die
Nachfrage nach Fachkräften größer werden. Als Ne-
beneffekt könnten auch Nischen- und Helferarbeits-
plätze entstehen, die die Fachkräfte entlasten bzw.
ihnen zuarbeiten.

Zukunft Arbeit orientiert sich
an zwei Hauptzielen:

- 100 plus – einhundert zusätzliche Arbeitsplätze
für Menschen mit Handicap im ersten und 
zweiten Arbeitsmarkt bis zum Jahr 2020.
- Spürbare Verringerung der Arbeitslosigkeit 
bei behinderten Menschen.
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Mit dem hier vorliegenden Masterplan Inklusion
konnten in vier Themenbereichen „Kindertagesstät-
ten und Schule“, „Kultur und Freizeit“, „Wohnen und
Sozialraum“, „Teilhabe am Arbeitsleben“, Zielset-
zung, Handlungsempfehlungen, Strategien und erste
Umsetzungsprojekte für die Region Werra-Meißner
erarbeitet werden. 

Damit liegt nach nur sechs Monaten eine Strategie
vor, wie die Region das Thema Inklusion künftig stär-
ker in den Mittelpunkt rücken will. Während der Ar-
beit wurde aber auch deutlich, dass die Region in
vielen Themenbereichen schon auf dem Weg ist,
seien dies die bereits geschaffenen inklusiven Ar-
beitsplätze durch die Träger bzw. deren inklusive Ar-
beitsgesellschaften, die schon langjährig erprobte
und allseits anerkannte Arbeit in den Kindertages-
stätten oder verschiedene inklusive Kultur- und Frei-
zeitprojekte. Es wurde aber auch deutlich, dass wir
zwar auf dem Weg, aber – um im Bild zu bleiben –
noch lange nicht angekommen sind. In den vier be-
nannten Themenbereichen sowie in vielen weiteren,
wie z. B. „Senioren“ und „öffentlicher Raum“ und
allen Bereichen des täglichen Lebens (z. B. Mobilität

und Einkaufen) liegt noch ein langer Weg vor uns.
Besonders der Bereich des täglichen Lebens wurde
in den Arbeitsgruppen immer wieder thematisiert. 

So vielschichtig wie das Thema ist, so vielschichtig
sind auch die Zuständigkeiten oder Verantwortlich-
keiten: Nicht nur die jeweiligen Fachdienste innerhalb
der Kreisverwaltung, die Kommunen oder staatliche
Behörden sollen und wollen Inklusion stärker be-
rücksichtigen, sondern eine Vielzahl an privaten und
ehrenamtlichen Akteurinnen und Akteuren sollen
künftig eine Aufgabe übernehmen bzw. eingebunden
sein. Denn Inklusion ist eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe und nicht das Thema von Einzelnen. 

Für die Verstetigung behält die Lenkungsgruppe
„Region hat Zukunft“ unter Vorsitz von Landrat Reuß
weiterhin eine steuernde Funktion. Die konkrete
Umsetzung der verschiedenen Aktivitäten wird in der
Arbeitsgruppe Soziale Infrastrukturen koordiniert, ver-
netzt und fortentwickelt. Die Umsetzung von Projekten
findet über den aktuell ausgerufenen Projektideen-
Wettbewerb sowie durch eine Vielzahl weiterer Akti-
vitäten von Trägern, Vereinen, Verbänden und den
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verschiedenen Fachabteilungen statt, die ebenfalls
durch die Arbeitsgruppe Soziale Infrastrukturen ko-
ordiniert werden. 

Die Verstetigung des Masterplans Inklusion kann in
sechs Bausteine untergliedert werden:

1. Umsetzung von Strategie/
Handlungsempfehlungen

Es wurden für die einzelnen Themenbereiche un-
terschiedliche Handlungsempfehlungen erarbeitet,
die künftig umgesetzt werden sollen. Dabei han-
delt es sich um konkrete Aufgaben, wie beispiels-
weise ein Vorschlag zur Verbesserung des
Übergangs von Kindertagesstätten in Schulen oder
die Schaffung von neuen inklusiven Arbeitsplätzen.
In anderen Themen wurden eher strategische Ele-
mente wie beispielsweise Nutzerbefragungen im
Bereich Kultur und Freizeit oder die Erfassung von
Bestand und Bedarf im Bereich Wohnen genannt. 

2. Netzwerk

Viel von dem, was es gibt und wer was macht, ist
nur wenigen bekannt. Es fehlt in vielen Themen-
bereichen an Netzwerken oder dem Wissen über
Ansprechpartner und Institutionen oder Vereine, die

bereits Erfahrungen gemacht haben. Folglich geht
es um Information, die Übermittlung der erarbeite-
ten Ergebnisse auf kommunaler oder interkommu-
naler Ebene ebenso wie um Netzwerkbildung und
Voneinander Lernen. Hierzu wurde beispielsweise
aus dem Bereich Kultur und Freizeit eine Koordina-
tionsstelle vorgeschlagen. In der Arbeitsgruppe So-
ziale Infrastrukturen wurde gefordert, eine
Beratungsstelle für akute Problemlagen für Men-
schen mit Handicap einzurichten. Die Finanzierung
solcher Koordinierungs- und Beratungsstellen ist
völlig unklar. Auch dies wird im Rahmen der Um-
setzung geklärt werden. Zentrale Schnittstelle für
die Netzwerkarbeit ist die Arbeitsgruppe Soziale
Infrastrukturen. 

3. Nutzersicht und Beteiligung 
der „Betroffenen“

Im bisherigen Prozess zur Erarbeitung des Master-
plans sind die Bedürfnisse, Sichtweisen und Ideen
von Menschen mit Handicap nur teilweise bzw. in
vielen Bereichen indirekt, z. B. über Trägervereine
eingeflossen. Für die Umsetzung des Masterplans
Inklusion soll die Sicht von Betroffenen viel stärker
über unterschiedliche Formen der direkten Betei-
ligung berücksichtigt werden. Dies wird als Teil des
Weges zur inklusiven Gesellschaft verstanden und
bezieht sich auf alle Bereiche des täglichen Lebens.
Die Beteiligung von „Betroffenen“ braucht Raum
zur Gestaltung für die Entwicklung von Lösungen
mit finanzieller und personeller Unterstützung.
Dies muss sich in vielen Projekten und Ansätzen
wiederfinden. 

4. Kontinuität im Prozess und 
weitere Themenbereiche

Mit den hier bearbeiteten vier Themenbereichen
liegen erste Ergebnisse und Erkenntnisse sowie
Handlungsempfehlungen vor. Der gesellschaftliche
Prozess zu mehr Inklusion ist damit jedoch weder
abschließend noch umfassend bearbeitet, sondern
muss teilweise konkretisiert, fortgeschrieben und
erweitert werden: 

- Konkretisiert bezogen auf beispielsweise die Er-
fassung von Angebot und Nachfrage für den Be-
reich Wohnen.
- Fortgeschrieben und ergänzt beispielsweise für
die Bereiche Schule oder Kultur und Freizeit. 
- Erweitert für neue Themen, die im Masterplan
Inklusion bisher noch nicht bearbeitet werden
konnten, wie beispielsweise die Themen Mobili-
tät, Barrierefreiheit in öffentlichen Einrichtungen
oder Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs.
Im Rahmen der Verstetigung ist in der koordinie-
renden Arbeit der Arbeitsgruppe Soziale Infra-
strukturen zu klären, wie diese benannten
weiteren Aufgaben umgesetzt werden können. 
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5. Neue Ideen und neue Projekte

Als ein weiterer Schritt in die Umsetzung wurde
ein Projektideen-Wettbewerb ausgerufen. Im Jahr
2014 sollen inklusive Projekte finanziell gefördert
werden. Auch der Sozialpreis des Werra-Meißner-
Kreises wird im Jahr 2013 bereits an mehrere in-
klusive Projekte vergeben. Im Jahr 2014 soll dies
fortgesetzt werden. Zusätzlich sind alle Vereine,
Verbände, Träger und weitere Akteure dazu auf-
gerufen, nach Möglichkeiten zu suchen, wie sie im
Rahmen ihrer Tätigkeiten und Aktivitäten inklu-
sive Angebote in Zukunft anbieten können. 

6. Verankerung in der Region

Der Kreistag des Werra-Meißner-Kreises hat in
seiner Sitzung vom 04.02.2011 beschlossen, den
Prozess zur Gestaltung des demografischen Wan-
dels im Rahmen von Region hat Zukunft kontinu-
ierlich politisch zu begleiten. Dementsprechend
wird der Masterplan Inklusion im Kreistag vorge-
stellt und diskutiert. Ebenso wird er in den Gre-
mien der Städte und Gemeinden des Kreises
erörtert. 

Zusätzlich zur weiteren Konkretisierung innerhalb des
Werra-Meißner-Kreises soll der Austausch mit den
anderen hessischen Modellregionen fortgesetzt wer-
den. Denn hier werden weitere Impulse und Ideen
für Projekte oder konkrete Umsetzungsschritte er-
wartet.

Der Weg zu einer inklusiveren Gesellschaft ist lang
und bedeutet ein Umdenken in vielen Themenberei-
chen. Dass dies den Bürgerinnen und Bürgern, Ver-
treterinnen und Vertretern von Vereinen, Verbänden,
der Politik und vielen weiteren wichtig ist, zeigt das
hohe Engagement an der Erarbeitung des Master-
plans. Alle am Prozess beteiligten Akteurinnen und
Akteure hoffen, dass damit ein wichtiger Grundstein
für die zukünftige Arbeit gelegt wurde und freuen
sich auf die weitere Begleitung der nun folgenden
Umsetzung. 
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Salewski, Britta FB 5 Gesundheit, Verbraucherschutz und Veterinärwesen des Werra-Meißner-Kreises

Simpsen, Belinda Privatperson 
Willemsen, Friedrich AG Inklusion Piratenpartei / Radio True Colors, Sontra



6. Teilnehmerliste

Arbeitsguppe Kultur und Freizeit
Arbeitsgruppenleitung: 

Steinhaus, Tanja Volkshochschule Eschwege e.V.
Wilke, Sabine Verein für Regionalentwicklung Werra-Meißner e.V.

Moderation/Prozessbegleitung:

Glatthaar, Dr. Michael proloco - Stadt und Region, Planung und Entwicklung

Arbeitsgruppen-Mitglieder:

Albert, Theresina Deutsches Rotes Kreuz - Kreisverband Eschwege e.V.
Albrecht, Martin GGR Planungsbüro

Beck, Matthias Privatperson
Bernhardt, Ulrich Musikschule Werra-Meißner e.V.

Bornholdt, Dr. Miriam WEGE / WFG
Curreli, Romina Werratal Tourismus Marketing GmbH

Faßhauer, Denise Jugendheim Burgenhof gGmbH
Flügel-Anhalt, Margot FB 3 Familie, Soziales und Ordnung der Stadt Eschwege

Gerke, Miriam Tourismus-Zweckverband Eschwege-Meinhard-Wanfried
Gerlach, Hans-Jürgen Kreistagsmitglied

Golombek, Norbert Phönix Großalmerode Begegnungszentrum für seelische Entwicklung
Hartmann, Horst Eigenbetrieb "Gebäudemanagement Werra-Meißner-Kreis"

Henke, Regine Kulturforum Bad Sooden-Allendorf e.V.
Hüther, Renate Turngau Werra e.V.

Kalthaus, Ulrich Werraland Werkstätten e.V.
Kleiber, Hartmut Aufwind - Verein für seelische Gesundheit e.V., Eschwege

Lehne, Elvira „Die Hoaderlumpen“ Theatergruppe Laudenbach 1998 e.V.
Lippenmeier, Lars Europa-Akademie/Kochsberg, Meinhard

May, Rosi TTV 79 Eschwege
Neuenfeld, Claudia Aufwind - Verein für seelische Gesundheit e.V., Eschwege

Nowak, Sabine „Die Hoaderlumpen“ Theatergruppe Laudenbach 1998 e.V.
Römer, Andrea Schlüsselblume e.V., Eschwege

Röth-Heinemann, Andrea Werraland Werkstätten e.V.
Ruske-Wolf, Annette Sozialbüro Stadt Bad Sooden-Allendorf, Familenzentrum Bad Sooden-Allendorf

Schubert, Ellen Strickclub "Bestrickendes Eschwege" der Waldorfschule Werra-Meißner
Schuhmacher, Ralf Freunde des Capitol Kinos - Förderverein für Kultur und regionale Kommunikation e.V.

Siebert, Kai FB 4 Jugend, Familie, Senioren und Soziales des Werra-Meißner-Kreises
Simpsen, Belinda Privatperson
Slowenski, Jutta Privatperson / Genesungsbegleiterin

von Bültzingslöwen, Wolf Privatperson
Weferling, Karla Amnesty International

Weis, Sabine Aufwind - Verein für seelische Gesundheit e.V., Eschwege
Wuth, Thomas Deutsches Rotes Kreuz - Kreisverband Eschwege e.V.
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